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der Abgeordneten Dr. Haider, Mag. Stadler, Dolinschek und Kollegen · 
... . 

betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bezügegesetz, das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das 
Gehaltsgesetz 1956, das Richterdienstgesetz,das Landeslehrer�Dicnstrechtsgesetz 1984 und das 
Land- und forstwirtschaftliehe Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1985, geändert wird 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Bundesgesetz, mit dem das ßemgegesetz, daS· 
Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das Gehalts­
gesetz 1956, das Richterdienstgesetz, das Lan..,; 
deslehrer..,;Dienstrechtsgesetz 1984 und das 
Land- und rorstwirtschartliche LaDldeslehre� 
Dienstrechtsgesetz 1985, geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 
. Änderung des Bezügegesetzes 

Das Bezügegesetz, BGBI. Nr. 273/1972, zuletzt ge­
ändert durch das Bundesgesetz BGB]. Nr. 66511994, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 lautet: 

§ 1. (Verfassungsbestimmung) (1) Dem Bun­
despräsi�enten, .. den Mitgliedern. der Bundesregie� . 
rung, den Staatssekretären; den Mitgliedern der 
Volksanwaltschaft; den Landeshauptmännern sowie 
dem Präsidenten und dem Vizepräsidenteli des 
Rechnungshofes gebühren Bezüge. 

(2) Außer den Bezügen gebühren den in Abs. 1 
genannten obersten Organen des Bundes Sonder-
zahlungen. . 

(3) Den Mitgliedern des Nationalrates und des 
Bundesrates gebühren eine Grundentschädigung 
und ein Sitzungsgeld. 

(4) Überschreitet die zur Ausübung des Mandates 
erforderliche und tatsächlich in Anspruch genom­
mene freie Zeit die Hälfte· der dienstplanmäßigen 
Dienstzeit eines zum Mitglied des Nationalrates ge­
wählten oder in den Bundesrat entsandten Beamten 
oder Bediensteten einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft, so ist dieser gegen EntfalJ der Bezüge 
zu beurlauben (Karenzurlaub). Ist dies nicht der FalJ, 
so ist dem zum Mitglied des Nationalrates gewählten 
oder in den Bundesrat entsandten" Beamten oder 

Bediensteten einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft, . das dem tatsächlichen Beschäfti­
gungsausmaß entsprechende. Entgelt Zu bezahlen, 
Die Zeit des KarenzurJaubes ist, abweichend von der 
allgemeinen Regelung des § 75 BDG, für Rechte, 
die von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen • .  

jedenfalls zu berücksichtigen. § 75 Abs. 4 BOG 
fmdet auf diesen KarenzuiJaub keine Anwendung. 

2.§ 2 lautet: 

§ 2. (1) Die Bezüge bzw; die Grundentschädigung 
und das Sitzungsgeld gebühreitv.om Tag der An­
gelobung bis zum Tag des Ausscheidens aus der 
Funktion. 

. .  . 

. ". " . ." . . 
(2) Im Monat der Angelobung gebühren lediglich 

jene Teile der Bezüge bzw.der Grundentschädigung 
und des Siizungsgeldes für den Zeitraum ab dem 
Tag der Angelobung bis zum Monatsende. Im 
Monat desAusscheidens aus der Funktion gebühren 
lediglich jene Teile. der Bezüge bzw. der 
Grundentschädigung und des Sitzungsgeides für den 
Zeitraum vom Monatsbeginn bis ZUJIl Tag des 
Ausscbeidens aus der Funktion. 

(3) Scheidet ein in § 1 angeführtes oberstes Organ 
.durch Tod aus dieser Funktioitaus, gebührt der Be­
Ziag biw. die Grundentschädigungjedoch bis ZUm 
Ende des betreffenden Monats. 

. . (4) Die Bezüge bzw. die Grundentschädigung sind . 
im voraus iun. Anfang eines jeden 

. 
Monats 

auszuzahlen� Die §§ 6 Abs. ,3 und· 7 des GehaJts­
gesetieS 1956 sind, soweit im, foJgeJlden· nicht ande­
res bestimmt wird, sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die Abs. 2 bis 4 sind auch auf Amtszulagen, 
Auslagenersätze; EntfernungszuJagen und Entschä­
digungen für . nicht in Anspruch genommene 
Dienstwohnungen und Dienstwagen anzuwencien. 

(6) Das Sitzungsgeld ist bis zum Ende des auf � 
Entstehen des Anspruches folgenden Monats 
geltend zu machen und bis zum Ende des daraUf­
folgenden. Monats, auszuzahlen. 

(7) (Verfassungsbestimmung) Mit dem Aus­
scheiden aus der Funktion erliScht der AnSpruch auf 
die in. § 1 genannten Geldleistungen.Im Fall des § 1 
Abs. 4 zweiter Satz ist dein Beamten odetBe­
diensteten einer öf(entJich-rechtJichen Körperschaft 
wiederum das dem tatsächlichen Beschäftigungs� 
ausmaß entsprechende Entgelt zi.1b;zahJen. 
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3. § 3 lautet: 

§3. (1) Die Gtundentschädigung eines Mitgliedes 
des Nationalrates entspricht der für den Kalender­
monat Jänner 1994 festgesetzten Höchstbeitrags-

· grundlage derPensionsversicherung nach dem All- . 
gemeinen Sozialversicherungsgesetz. Die Grund­
entschädigung eineS Mitgliedes des Bundesrates be­
trägt 50 v.H. der Grundentschädigung eines. Mit-
gliedes des Nationalrates. . 

(2) Die Grundentschädigung ändert sich jährlich in 
dem Prozentausmaß, das der vom Österreichischen 
Statistischen Zentralamt für das vorletzte Kalender­
jahr festgestellten durchschnittlichen Entwicklung 
der Lcistungseinkommen der Arbeitnehmer in 
Österreich . entsprieht.· Dabei ist auf eine Dezi­
malstelle abzurunden. 

'r . 
(3) Soweit im folgenden nicht anderes bestimmt 

ist, beträgt das SitzungsgeJd der Mitglieder des Na­
tionalrates und des Bundesrates 20 v,H. der je­
weiligen Grundentschädigung und gebührt für jeden 
Tag, an dem das Mitglied an Sitzungen des Plenums 
teilnimmt. sowie für jeden Arbeitstag, an dem das 

· Mitglied im Auftrag des Präsidenten de& Na.,.. 
tionalrateS oder des Bundesrates eine besondere 
Aufgabe erfüllt. ' 

(4) Nimmt das Mitglied an Sitzungen eines Aus­
schusses oder eines Unterausschusses, in welchem 
es Voll- oder Ersatzmitglied ist, oder an Enqueten • 
teil, so beträgt das Sitzungsgeld bei einer 
Sitztmgsdauer von 

1. bis zu drei Stunden ein Drittel, 
2. drei bis sechs Stunden zwei DritteJ, oder 
3. mehr als Sechs' StUnden das volle Ausmaß 
des in Abs. 3 genannten Hundertsatzes. 

. (5) Das Sitzungsgeld erhöht sich für Mitglieder, 
die die Funktion eineS Ausschußobmannes auSüben 
um 40 v.H., und für Mitglieder, die die Funktion 
eines Ausschußobmannstellvertreters, eines Frak­
tionsobmamieS,: eines Schriftführers oder eines 
Ordners ausüben, um 3 0  v.R,; Abs. 4 ist sinngemäß 
anzuwenden. 

.. 4. § 4 entfällt. § 5 erhält die Be�cichnung § 4. 

· 5. § 5 lautet: 

.. § S. Der Anfangsbezug des Bundeskanzlers, des 
· Vizekanzlers, eines Bundesministers, eines Laßdes­
hauplmannes Und des PräSidenten des Rechnungs­
hofes beträgt 200 v.H., der ein� Staatssekretärs, . 
eines Mitgliedes der Volksanwaltschaft und des 
Vizepräsidenten des Rechnungshofes beträgt 18 0 
v.H. des jeweiligen Gehaltes eines Bundesbeamten 
des Dienststandes der Allgemeinen Verwiutung; 
DienstkJasse IX, Gehaltsstufe I, zuzüglich allfälliger 

. Teuerungszulagen. 
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6. § 7 Abs.l erhält die Bezeichnung § 6 Abs. 1 und 
lautet: . 

§ 6. (1) Die in § 5 erwähnten obersten Organe 
·rükcken nach jeweils zwei Jahren in die nächst-

höhere Gehaltsstufe der DienstklasselX vor, 
. 

7. § 7 Abs. 2 erhält die Bezeichnung§ 6 Abs .. 2. § 7 
Abs. 3 bis 5 entfallen. 

8. § 8 erhält die Bezeichnung § 7. Sein Abs. 1 Jautet: 

§ 7. (1) Die Grundentschädigung der Präsidenten 
des Nationalrates und des Präsidenten bzw.der 
VizepräSidenten des Bundesrates erhöht sich für die 
Dauer ihrer Arntstätigkeit um eine AintszuJage. Die 
AmtszuJage beträgt für den Präsidenhm des Na­
tionalrates bzw. des Bundesrates 250 v.H. und füf 
die übrigen PräSidenten des Naiionalr�tes bzw.die 
Vizepräsidenten des Bundesrates 200 v.H. der ihnen 
gebührenden Grundentschädigung; die Grund­
entschädigung der Obmänner der Klubs (im Falle 
der Bestellung eines geschäftsführenden Klub­
obmannes, jedoch nur . die Grundentschädigung 
dieses geschäftsführenden KJubobmannes) erhöht 
sich für die Dauer ihrer Alntslätigkeit um eine 
Amtszulage. Diese beträgt 200 v.H. dei ihnen 
gebührenden Grundentschädigung. 

9. § 9 Abs.l erhält die Bezeichnung §8. Sein Abs. 2 
sowie die neuarizufügenden Abs. 3 und 4 lauten: . 

(2) Der AuslagenersatZ .des Bundespräsidenten 
und des Bundeskanzlers beträgt 3 0  v,H.,derAus.,;. 
lagenersatz der übrigen Mitglieder der· Bundesre­
gierung, der Landeshaup�änner, des Präsidenten 
des Rechnungshofes, der Staatssekretäre, der Mit­
glieder der Volksanwaltschaft und des Vizepräsi­
dentendes Rechnungshofes beträgt 40 vRdes nach 

Abs;] zu;errnittelnden Beiuges; 

(3 ) Den Mitgliedern des Nationalrates und des Bun­
desrates gebührt neben der Grundentschädigung und 
dem SitzungsgeJd ein monatlicher AuslagenersalZ, 
bei dcssenErrilittJung von der ihnen gebührenden 
Grundentschädigung gemäß § 3 auszugehen ist.· 

(4) Der Auslagenersatz .der Präsidenten des Na­
tionalrates bzw. des PräSidenten und der VizepräSi.,;. 
denten des Bundesrates betragen 80 v.H., der Aus­
Jagellersatz der übrigen Mitglieder des Nationalrates 
bzw.des BUndeSrates beträgt50 v.H. der ihnen ge-
bührenden Grundentschädigurig. . 

10. §H)erhält die 13ezeichnung §9. Die indenAbs. 
1 bis 3 enthaltene Verweisung auf' § 5 oder § 6' ist 
jeweils allf ' §§ Aoder 5�zuberichtigen.'Ebenso ist 
die in Abs. 4 enthaltene VerWeisung auf ' §  6 und 7' 
auf ' §§ 5 und 6; zu berichtigen . 

"\, ', . 
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11. § 11 erhält die Bezeichnung § 10. 

12. § 11 lautet: 

§ U. (1) Die in § 1 Abs; 1 genannten obersten 
Organe haben einen monatlichen Pensionsbeitrag 
von den ßezügen und einen Pensionsbeitrag von 
jeder Sonderzah1ung in der Höhe von 16 v.H. zu 

entrichten. 

(2) Die Mitglieder des Nationalrates und des Bun­
desrates unterliegen der Ptlichtversicherung zur 

Kranken-. UnIaU- und Pensionsversicherung nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem 

Beitrag zur Arbeitslosenversicherung nach dem 
ALVG und alllälligen Bau- und Wohnbau förde­
rungsbeiträgen. Als Beitragsgrundlage gilt die je­
weils geHende HöchstbeitragsgrundJage. Die Ver­
sicherungsbeiträge sind vom Bund zu tragen. 

13. § 12 en tfällt. 

14. § 13 erhält die Bezeichnung§ 12. Die darin ent­
haltene Verweisung auf '§ 6' ist auf '§ 5' zu berich­
tigen. 

15. §§ 14 und 15 entfallen. 

16. § 16 Abs. 2 entfällt; § J6 Abs. 1 erhält die Be­
zeichllung § 13. 

17. § 16a erhält die Bezeichnung § 14. Die darm 
enthaltene Verweisung in Abs. 1 auf '§ 9' ist auf '§ 

8', jene in Abs. 10 auf '§ 38' ist auf '§22' zu be­
richtigen. Sein Abs. 11 lautet: 

(Il) Ist gemäß § 36 die bis zum Ablauf des 31. 
August 1990 geltende Fassung des § 38 dieses Bun­

desgesetzes anzuwenden, so gill Abs. 10 mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des darin zitierten § 22 

die bis zum Ablauf des 31. AugUst 1990 geltende 
Fassung des § 38 dieses Bundesgesetzes tritt. 

18. § 17 erhält die Bezeichnung § 15 und lautet: 

§ 15. Dem Bundespräsidenten gebührt eine Amts­
wohnung. Dem Bundespräsidenten. den Mitgliedern 
der Bundesregierung� dem Präsidenten des 

Nationalrates. dem ·Präsidenten . des Bundesrates, 
dem Präsidenten des RechnungShofes sowie den 

Landeshauptmännem gebührt ein Dienstwagen. 
Wird ein solcher nicht zur Verfügung gestellt. so ist 

eine Entschädigung zu gewähren. deren Höhe unter 
Berücksichtigung der mit der Beiste1Jung eines 
Dienstwagens verbundenen Betri�bskosten vom 
Bundesminister für Finanzen .zu· be.stimmen ist. Ferner· sind mit Einv'erständnis des jeweiligen 
Mitgileds der Bundesregieruilg, des Pr äsidenten des 
Nationalrates, des Präsidenten des Bundesrates und . 

des Präsidenten des Rechnungshofes deren 
Dienstwagen auch den jeweils beigegebenen 

lll/BEW..NOV.OOC 

Staatssekretären� den übrigen Präsidenten des 
Nationalrates bzw. Vizepräsidenten des Bundesrates 
oder dem Vizepräsidenten des Rechnungshofes fUr 
Dienstfahrten zur Verfügung zu stellen. . 

19. § 18 erhält die Bezeichnung § 16 und Jautet: 

§ 16. (1) Die in § 1 genannten obersten Organe 
haben Anspruch auf Ersatz aller mit der Ausübung 
ihrer Tätigkeit in Zusammenhang stehenden Fahrt­
ausJagen. 

(2) Das Ausmaß der Vergütungen für Dienstreisen 
der in §1 Abs. l geminnten obersten Organe richtet 
sich nach· den VorschriIten für die Bundesbea.mten 
der Allgemeinen VerWaltung, Dienst.kJasse IX, mit 
der Maßgabe, daß die Nächtigungsgebühr in Höhe 
der tatsächlich anfallenden Kosten festzusetzen ist. 

(3) Den Landeshauptniännemgebühren die in 
Abs. 2 genannten Vergütungen, wenn die Dienst­

reise in Angelegenheiten der mittelbarcn Bundes­
verwaltung unternommcn worden ist. 

(4) Die Abs. 2 und 3 finden auf Dienstreisen inso- . 
weit keine Anwendung, als ihre Kosten vom Bund 

unmittelbar getragen werden (StaalsreiSen). 

(5) . Mitglieder des .Nation alrates sowie des Bun­
desrates haben Anspruch auf Er satz der nachgewie­
senenAufwenduilgen für die Ameise vom Wohnort 

oder, wenn sie sich in ihrer Eigenschaft als 
Abgeordnete oder Bundesräte außer halb ihres 
Wohnortes, jedoch im InJand, aufhalten. vom Auf­

enlhaltsort zur Tagung deS Nationalrates oder·Bun­
desrates bzw. ein es AusschusSes' der beiden Organe 

.. der .. Bundesgesetzgebung oder zu einer beirit 
Pläsidenten des Nationalrates bzw. beim Vor­

sitzenden des Bundesrates angemeldeten Klubta­
gurtg oder zUr Anreise zu einer Veranstaltung, an 
der sie in ihrer Eigenschaft als Mitglied deS Natio". 
naJrates oder des Bundesrates teilnehmen. Entspre.;.. 
chendes gilt für die, Rückreise. 

(6) Mitgliedern des Nationalrates und Bundesrates. 
deren ordentlicher Wohnsitz mehr als ISO km 
außerhalb Wiens liegt, geb illutaJs Ersatz für die zu­

sätZli.chen Aufwendungen eine monatJiche Eilt­
femungszulage in der Höhe von30 v.H. der Grund;" 
entschädigung nach § 3. . 

20. §§ 19 und 19a entfallen. 

21. § 20 erhält die Bezeichnung§ 17. 

22. §§ 2Innd 23 entfallen 

, 23. Artikel IV (§§24 bis 33) entfällt. Dies ist für die 
nachfolgenden A.rtikelbezeichnungen derart zu 
berücksichtigen. 

.aJs nun 'Artikel V' die 

BezeiChnung , Artikel IV'. • Artikel VI' die 
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Bezeichnung 'Artikel V' und 'Artikel VIa' die 
Bezeichnung 'Artikel VI' erhält. 

24. § 34 erhält die:Bezeichnung § 18 und lautet: 

§ 18. (1) Dem Bundespräsidenten gebührt nach 
Beendigung seiner AIDtstätigkeit, solange er weder 
eine öffentliche Amtstätigkeit ausübt noch einer Er­
werbstätigkeit nachgeht, ein Ruhebezug im Ausmaß 
VOll 60 V .H. seines Bezuges. 

(2) Die Hinterbliebenen des Bundespräsidenten 
haben Anspruch auf Versorgungsbezüge. Für die 
Beurteilung des Anspruches-sind die Bestimmungen 
der §§14Abs.21* 4,17, 18 Abs. 2 bis 5 und 19 
des Pensionsgesetzes 1965 sinngemäß heranzu-
zjehen� 

. 
. . 

(3) Für die Eriniitlung des Witwen- und Witwer­
versorgungsbezuges ,gilt aJs Berechnungsgrundlage 
für den überlebelidenEhegauen § 15 Abs. 2 bis 5 
des Pensionsgesetzes 1965 mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle deS Ausdruckes 'Sterbelag des Beamten' 
der Ausdruck 'Sterbetag des Bundespräsidenten' 
tritt 

(4) Als . Berechnungsgrundlage eines Ver­
sorgungsbezuges nach einem verstorbenen Bundes­
präsidenten, , die der Ermittlung des 
Witwen(Witwer)versorgungsbezuges des' überle� 
benderi Ehegatttm zugrunde zu legen ist. gilt der Be­
rugnach§ 4. 

(5) Das Ausmaß' des Witwen- oder Witwerver­
,sorgungsbezuges ergibt sich aus einem Hundertsatz 
des Ruhebezuges, liuf den der Bundespräsident 
Anspruch gehabt hat oder im Fall der mit Ablauf 
dieses Tages eingetretenen Unfähigkeit zur weiteren 
Funktionsausübung gehabt hätte. 

(6) Als Ruhebezug nach Abs. 1 gilt der Ruheb,e­
zug, der der, ruhebezugsfähigen Gesamtzeii ,des 
Bundespräsidenten und dem Bezug gemäß § 4 ent­
spricht. 

(7) Zur Ermittlung des Hundertsatzes ist vorerst 
die BerecMungsgrundlage für den überlebenden 
Ehegatten durch die BerecbnungsgrundJage gemäß 
Abs. 4 zu teilen. Diese Zahl ist auf drei Dezimal­
stellen zu runden und mit dem Faktor 24 zu vervieJ­
fachen. 

(8) Der Hunciertsatz des , Witwen(Witwer)ver� 
sorgungsbezuges ergibt sich sodann auS der Ver­
minderung der Zahl 76 um die gem� Abs. 7 ermit­
telte zahl. , Er beträgt jedoch mindestens 40 und 
höchstens 60. 

(9) Kommen mehrere Berechnungsgrundlagen in 
Betracht, ist die Summe dieser Berechnungsgrund­
lagen für die ErmittJung nach Abs. 7 heranzuziehen. 

111/BBZG..NOV.DQC 

(lO) Der Waisenversorgungsgenuß beträgt 
, 1. für jede Halbwaise 24%, 
2. für jede Vollwaise 36% 
des Ruhebezuges,der derruhegenußfähigen Ge­

samtzeit des Bundespräsidenten und dem Bezug 
nach § 4 entspricht. 

(11) Die Bestimmungen der §§ 11 .. 13�l6 Abs. 1, 
21, 23, 28, 32 bis 40, 4.1 Abs. 1 bis 3 und 42 bis 4� 
des PensionsgesetZes 1965 sind sinngemäß anzu­
wenden. 

(12) Auf die nach Abs. 1 bis 11 zustehenden An­
spruche sind § 22 und § 27 Abs. 2 sinngemäß anzu­
wenden. 

25. § 35 erhält die Bezeichnung § 19 und lautet: 

§ 19. (1) Den Mitgliedern der Bundesregierung. 
den Staatssekretären, den Mitgliedern der VolksaJ1-
waltschaft, dem Präsidenten und dem Vizepräsiden:'" 
tcn des Rechnungshofes sowie den Landeshaupt­
männem gebühren nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen auf Antrag monatliche Ruhebezüge. 
wenn ihre' Funktionsdauer in einer oder in mehreren 
der angeführten Funktionen zusammen wenigstens 
vier Jahre betragen hat. 

' 

(2) Der Ruhebezug wird" auf' der Grundlage des 
zuletzt erreichten Bezuges ' (§ 6 Abs; 1) ermittelt. 
Hiebei' ist von' dem Bezug gemäß § 5' aUSzugehen. 
Hat das oberste Organ im SiruJ.e des'Abs. '1 mehrere 
Funktionen ausgeübt. so ist die mit dem höchsten 
Bezug verbundene Funktion maßgebend. 

(3) Zeiten, die ein oberstes Organ als Mitglied 
emer Landesregierung -ausgenommen die Zeilen 
der Ausübung der Funktion eines Landeshaupt­
mannes - zurückgeJegt hat, sind sowohl für die Be­
gründung des Anspruches auf. Ruhebezug als auch 
für die Bemessung des Ruhebezuges der· Zeit der 
Ausübung einer Funktion im Sinne des Abs. 1 
zuzurechnen. 

(4) Eine meJufache Berucksichtigung ein und des­
selben Zeitraumes ist unzulässig. 

26. § 36' Abs. 1 erhält die Bezeichnung § 20, die 
Abs. 2 und 3 entfallen. § 20 lautet: 

, § 20. Wird ein oberStes Organ im Sinne des § 19 
Abs.l während der Ausübung seiner Ftiitktion 
durch Krankheit oder Unfall, zur weiteren Funkti­
oDSauSübung unfähig und beträgt die Funktions­
dauer unter Berücksichtigung der Bestimmungen' 
des § 19 Abs. 3 und 4 noch nicht vier Jahre. dann ist 
es so zu behandeln. ll1s ob es eine Funktionsdauer 
von vier laruen aufzuweisen. hätte. , 
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27. § 37 erhält die Bezeichnung§ 21 und Jautet: 

§ 21. Der Ruhebezug beträgt nach Vollendung d� 
vierten Jahres der Funktionsdauer 40 v.H. des 
Bezuges nach § 19 Abs. 2 und erhöM sich für jedes 
weitere Jahr der Funktionsdauer um 5 v.H. dieses 
Bezuges. Der Ruhebezug darf 60 v .H.des Bezuges 
nach § 19 Abs. 2 nicht übersteigen. 

28. § 38 erhält die Bezeichnung § 22 und Jautet: 

§ 22. Besteht neben dem Anspruch au(Ruhebezug 
nach § 19 ein Anspruch auf , " .. 

a) einen Bezug nach § 4 oder einen Ruhebezug 
nach § 18, 

b) eine Entschädigung oder ein Ruhebezug nach 
dem Verfassungsgericht$ofgesetz ", 1953, 
BGBJ. Nr. 85, 

c) Zuwendungen; die .für, die Tatigkeit,als Mit­
gJie�' eines Landtages, als MitgJied einer, Lan-. ' ,aeSregierung, als Bürgermeister, oder als Mit-' 

. gJied eines Gemeinderates oder eines Gemein-
devorstandes gewährt werden, 

' 

d) ein Diensteinkommen oder einen Ruhe .... (Ver..:. 
sorgungs�)bezug aus einem Dienstverhältnis 
zu einer Gebietskörperschaft, zu einem Fonds, 
zu einer Stiftung oder zu eiilerAnstalt,die von 
Organen' einer GebietSkörperschaft oder von 
Personen (Personengemeinschaften) verwaltet 
werden, die hiezu von Organen dieser 
Körperschaften bestellt sind, 

e) eiil Einkommen oder einen Ruhegenuß aus der 
Tätigkeit alS Mitglied des Vorstandes oder als 
Geschäftsführer von Unternehmungen, die 
Gesellschaften" Unternehmungen oder Betriebe 
zum Gegenstand haben, die ,vom 
Verstaatlichungsgesetz., BGBl. Nr. 168/1946, 
oder, vom zweiten Verstaatlichungsgesetz., , 
BGBt Nr. 81/1947, erfaßt sind. oder von 
sonstigen Unternehmungen, bei denen oberste 
Organe der VoIlziehung des BundeS ein­
schließlich der Bundesregierung hinsichtlich 
von GeseUschaftsorganen eiil Bestellungs.,.. 
oder Bestätigungsrecht ausüben oder an denen 
der Bund mit wenigstens 50 v.H.beteiIigt ist, 
sowie aus der Tätigkeit als Mitglied des 
Generalrates der ÖsterreichischeJi Na­
tionalbank. 

f) Vergütungen aus der Tatigkeit als Mitglied des 
Aufsichtsrates von Unternehmungen der iil Jit. 
e, genannten Art, wobei jedoch die' Mitglied­
schaft zu zwei Aufsichtsräten außer Betrachf 
bleibt, 

g) wiederkehrende Geldleistungen aus der ge� 
sctzJichenPensions .... urid Uitfallversicherung 
(ausgenommen ein HilflosenzuSchuß und Pen": 
sionsleistungen auf Grund emerfreiwiUigen 
Weiter- oder Höherversicherung), ,,' ' ,,' , . 

h) eiilen außerordentlichen Ve.rsOrgUngsgenuß� 
der im HinbJick auf die Ausübung einer der im . 

§ 10 Abs. 1 und 3 genannteit Funktionen ge.;. 
währt wurde, 

. i) eiil Einkommen oder ein Ruhebezug aus einer 
Tätigkeit, einer früherenTatigkeit, emer Funk­
tion oder eiiler früheren Funktion in eiilem 
Vertretungsorgan einer gesetzlichen·' beruf­
lichen Vertretung ()der eines ,,' Sozialver­
sicherungsträgers, 

so ist der Ruhebezug nur in dem Ausmaß aiJsZU­
zahlen, um das die Summe der in Ht. a bisi genan- ' 
nlenBeträge hiilter dem BezUg zurückbleibt, der der 
Bemessung des Ruhebezuges zugrunde, gelegt 
wurde. Für die erforderliche Vergleichsberechnung 

. . sind die Bruttöbeträge heranzuziehen. 
' 

, 29.§ 3gerhäJt die Bezeichnung § 23 und lautet: 
'. - - ' .. ' , 

" §23., (1) Der Ruhebezug gebührtderri obersten 
, Organ im Sinne des§ 19Abs. 1 von dem dem Aus­
, Sch�iden aus der Funktion, frühestens jedoCh von 

dem der Vollendung des 60. Lebensjahres oder dem 
Eintritt der, Unfähigkeit zur 'weiteren Funktions­
aUsübung folgenden Monatsersten an. 

. (2) Wird der Antrag später als drei Monate nach 
dem sich, aus Abs. 1 ergebenden Anfallstag gestellt, 
so gebührt der Ruhebezug von dem der Einbriilgung 
des Antrages folgenden Monatsersten an. ' 

30. § 40 erhält die Bezeichnung § 24. 

31. § 41 erhält die Bezeichnung § 25 und lautet: 

, § 25. (1) Wird der Empfänger eines Ruhebezuges 
neuerlich zum obersten Organ im Sinne des § 19 
Abs.l bestellt oder gewähH,so erlischt der Ruhebe­
zug mit Ablauf des Monates, der dem Beginn' des 
�spruches auf den Bezug vorangeht. 

, (2) Scheidet ein oberstes Organ aus seiner Funkti...; 
on 'aus, so ist der ' Ruhebezug im Sinne des § 21 
unter Berücksichtigung der Funktionsdauerim Sin­
"ne des § 19 Abs. 3 neu zu bemeSsen. Dies gilt ent­
sprechend für die Mitglieder einer Landesregierung, 
ausgenommen der Landeshauptmann. 

32. § 42 erhältdie Bezeichnung§ 26tind lautet: 

§. 26. (1) Den Hinterbliebenen eines obersten 
, OrgansinlSinne des §'19Abs. 1 gebühren aUf An­

trag monatliche Versorgungsbezüge, wenn das 
'oberste Organ amSterbetag 'Anspruch auf Rilhebe­

zUg gehabt hat oder im Falle'derinit Ablauf dieses 
Tages eingetretenen Unfähigkeit zur weileren FunJc-
lionsauSübung gehabt hatte. " 

" 
, -

(2) Für die' Beurteilung des Anspruches sind die 
Bestiriunungen der §§ 14 Abs.2 bis 4, 17, 18 Abs. 2 
bis'S und 19 des Pensionsgesetzes 1965 sinngemäß 
heranzuziehen. 
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" , 

33. § 43 erhält die Bezeichnung § 27 und Jautet: 

§2:7. (1) Für die, Ermittlung des Witwen- und 
Witwerversorgungsbezuges gilt als Berechnungs..; 
grundlage, für den überlebenden Ehegatten § 15 
Abs; 2 bis 5 des Pensionsgesetzes 1965 mit der 
Maßgabe. daß an dieiStelle desAusdruckes 'Sterbe-

, tag, des Beamten' der Ausdruck 'Sterbetag des 
obersten Organs' tritt. 

(2)' Als Berechnungsgrundlage eines Versor­
'gungsbezuges nach' einem verstorbenen obersten 
Organ, die der Ermittlung des Witwen(Witwer)ver­
sorgungsbezuges des überlebenden Ehegatten Zu­
grunde zu legen ist, gilt der Bezug nach § 19 Abs. 2. 

(3) Das Ausmaß des Witwen- oder Witwerver­
sorgupgsbezuges ergibt sich aus einem Hundertsatz 
des Ruhebezuges, auf den das oberste Organ An- . 
spruch gehabt hat oder im Fall der mit Ablauf dieses 
Tages eingetretenen Unfähigkeit zur weiteren 
Furu.:tioilsausübung gehabt hätte. 

(4) Als Ruhebezug nach Abs. 1 gilt der Ruhe­
bezug, der der ruhebezugsfähigen Gesamtzeit des 
obersten Organs und dem Bezug gemäß § 4 ent­

'spricht. 

(5) Zur Ermittlung des Hundertsatzes ist vorerst 
die Berechnungsgrundlage für 'den überlebenden 
Ehegatten, durch die Berechnungsgrundjage gemäß 
Abs. 2 zu teilen. Diese Zahl ist auf drei Dezimal­
stellen zu runden und mit dem Faktor 24 zu ver­
vielfachen. 

" (6) Der Hundertsatz des Witwen(Witwer)ver­
sorgungsbezuges ergibt sich sodann aus der Ver­
minderung der Zah176 um die gemäß Abs. 5 ermit­
telte Zahl. Er beträgt, jedoch mindcstens 40 und 
höchstens 60. 

' 

(7) Kommen 
'
m:ehrereBerechnungSgrundlagen in 

Betracht, ist die Summe dieser Berechnungsgrund­
Jagen für die Ermittlung nach Abs. 5 heranzuziehen. 

(8) Der Waisenversorgungsgenuß beträgt , 
1. fürjede Halbwaise 24%, 
2. für jede Vollwaise 36% 

., des Ruhebezuges, der der ruhegenußfähigen Ge­
Samtzeit des obersten Organs und dem Bezug nach § 
4 entspricht. 

' 

(9) Die BestiIIlli1ungen der §§ 11, 13, 16 Abs. 1, 
21,23,28,32 bis 40, 41 Abs. Ibis 3 und 42 bis 45 
des Pensionsgeseties ,1965 sind siru!:gemäß im.zu­
wenden. ' ' , 

(lO)Aufdie Versorgungsbezüge des über­
lebenden Ehegatten und der Waisen ist§ 22 mh der 
Maßgabe anzuwenden, daß bei der im § 22 vorge­
sehenen Vergleichsberechnung jener Hundertsatz 

des Bezuges nach § 19 Abs. 2 zugrunde zu legen iSt, 
der dem Hundertsatz. des nach Abs. 1 bemessenen 
Versorgungsbezuges entspricht. 

34. § 44 erhält die Bezeichnung § 28 und lautet: 

§ 28. (1) Auf die in diesem Artikel geregelte Ver­
sorgung sind die §§ 11, 13, 16 Abs; 1, 20, Abs. 2 
und 5 bis 6, 21, 23, 27, 28, 32 bisAO, 41Abs. 1 bis 
3, 42 bis 45 und 63 Abs. 4 des Pensionsgesetzes 
1965 sillngemäß anzuwenden. 

' 

(2) Die sinngemäße Anwendung des in Abs.l an­
geführten § 20 Abs. 2 des Pensionsgesetzes 1965 
hat mit der 'Maßgabe zu 'erfolgen, daß das Er­
forderniS des VorJiegens einer Mißdestdauer der 
Funktionsausübuitg zu entfallen hat. Die sinnge­
mäße Anwendung des§ 43 Abs. 2 des Pensionsge..;. 
setzes 1965 hat mit der Maßgabe zu erfoJgen,daß 
die Bemessungsgrundjage des, TOdesfallbeitrages 
der nach den Bestimmungen ,des § 22 auszuzahlende 
Ruhegenuß zu bilden hat. 

35.§ 44a erhält die Bezeichnung § 29 und lautet: 

§ 29. Die Bestimmungen über die FestSetzung; die 
Höhe und die Entrichtung desPensionssicherungs- .' 
beitrages gemäß den §§ 13 a bis 13d' des 
Pensionsgesetzes 1965, smdmit folgenden Maß-
gaben anzuwenden: ',' , . ' ' "  ' " ' 

1. An die Stelle des Ausdrucks' monatlich wieder­
kehrende Geld]eistungen nach ,diesem Bundes­
gesetz' tritt der Ausdruck 'monatlich. wieder­
kehrende GeJdleistungen nach den Art. IV und V 
dieses Bundesgesetzes.' 

2: An die Stelle des AuSdrucks 'der:Beamte des 
RuheStandes und der ehemalige Beamte des Ruhe- ' 
standes' tritt der Ausdruck 'Beziehe,r von Ruhe­
und Ver�rgungsgenüssen nach, diesem, Bundes-, 
gesetz'. 

36: §4.5 erhält die Bezeichnung § 30; folgende Abs. 
4 bis 7 werden angefügt: 

(4) Estret.en in Kraft: . 
Die.§§} bis 39 bi derFasSungdcsBundesgesetzes 

BGBl. Nr. XXXI19XX mit Beginn der XIX. 
Geseizgebungsperiode des Nationalrates. 

(5) (Verfassungsbestimmung) Dieses Bundesge;" 
setz ist mit Beginn der XIX. Gesetzgebungsperiode 
des Nationälrates hinsichtliCh ,der Bestimmungen 
über den Aktivbezug auf alle Mitglieder des 
Nationalrates und des" Bundesrates aIl.zuwenden. 
Hinsichtlich der Ruhebezüge bestehen die An­
sprÜche 'der Mitglieder des Nationalrates "und des 

, Bundesrates, die vor Inkrafttreten dieses Bundes­
geSetzes bereits ruhegemißfähige Ansprüche er­
wo�en haben, weiterhin in jenem Ausmaß wie sie 
vor' hilcrafttretcn' dieses Bundesgesetzes bestanden , 
haben. 
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(6) (Verlassungsbestimmung) Den Mitgliedern 
des Nationalrates und des Bundesrates, die bereits 
vor der XIX. Gesetzgebungsperiode des National­
rates mindestens ein Jahr Mitglieder des National­
rates oder des Bundesrate... waren, und· die noch 
keine Anspruche auf Ruhebezug gemäß § 24 Be­
zügegesetz i.d.F. des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 
665/1994 erworben haben, gebührt mit der Voll:­
endung des 55. LebellSjahres ein Ruhebezug, sofern 
ihre Gesamtdienstzeit gemäß § 25 Bezügegesetz 
i.d.F. des Bundesgesetzes BGB!. Nr. 665/1994) 
nach ihrem Ausscheiden aus dem Nationalrat oder 
Bundesrat 10 Jahre beträgt Für jedes ganze Jahr, 
das da .. Mitglied des Nationalrates oder des Bundes­
rates vor Beginn der XIX. Gesetzgebungsperiode 
des Nationalrates sein Mandat ausgeübt hat, 
gebühren ihm 6 v.H. des Bezuges nach § 2S Abs. 1 
BeZÜgegesetz td.F. des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 
665/1994. 

(7) (Verlassungsbestimmung) Die Bestimmun-. . . 
gen der Abs.5 und 6 sind für die Berechnung der 
Versorgungsbezüge der Hinterbliebenen eines Mit­
gliedes des Nationalrates oder des· Bundesrates 
sinngemäß anzuwenden. 

31. §§ 45a bis 51 erhalten folgende neue 
Bezeichnung: 

U!fi',,:!§ jJ�, Iinmmehr.§ § r,!:,. !ltlUnmehr'§ 
45a 31 45b 32 
46 33, 47 .. 34-
48 35 49a 36 

49b 37 50 38 
51 39 

38. § 33 lautet: 

§ 33. Für die in §.1 genannten obersten Organe 
sind die ab dem Inkrafttreten dieses BUndesgesetzes 
gebührenden Bezüge auf Grund der Bestimmungen 
der §§ 3 bis 7 neu festzusetzen. 

39. § 34 lautet: 

§ 34. (1) Den in den §§ 24 Abs. 1, 34 Abs. 1 und 
35 Abs. 1 Bezügegesetz, BGBl. Nr. 273/1972 idF 
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 66.5/1994, genannten 
Personen und deren Hinterbliebenen, die im Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 
Anspruch auf laufende Zuwendungen oder (Ruhe­
(Versorgungs-)bezüge nach den bisherigen 
Bestimmungen gehabt haben. ge/ilühren Rune­
(Versorgungs-)bezüge nach den Bestimmungen des 
Abschnitt II dieses Bundesgesetzes idF des 
Bundesge.'retzes BGBl. Na'. 665/1994. FÜIi di*.Per-
sonen gilt folgende Bestimmung: . . 

Die Ruhebezüge gebühren auch 'Vor VoiJendung 
des 55, Lebensjahres. 

llllBEZGJ'lOV.DQC 

(2) Für die in§ 35 Abs� 1 BeZÜgegesetz, BOBJ. 
Nr. �7311972 idF des Bundesgesetzes BOBJ. Nr. 
665/1994. uritscluiebenen Personen und deren 
Hinterbliebene gelten darüber hinaus folgende 
Bestimmungen: 

. 

Für die Begründung des Anspruches gelten die 
bisherigen Bestimmungen. Der für die Bemessung 
des Ruhebezuges maßgebende Hundertsatz ist unter 
Zugrundelegung der der bisherigen Ermittlung 
zugrunde gelegten Funktionsdauer (Dauer der 
Amtswirksamkeit) . unter Berucksichtigung der Be­
stimmungen des § 3S Abs. 3 bis 6 nach § 37 Be­
zügegesetz, BGBI. Nt. 273/1972 idF des Bundesge­
setzes BGBl. Nt. 665/1994 neu zu berechnen. Ist der 
auf diese· Weise ermittelte Hundertsatz niedriger als 
der Hundertsatz. der nach den bisherigen 
Bestimmung�n maßgebend gewesen ist. so ist dieser 
Hundertsatz weiterhin für. die Bemessung des 
Ruhebezuges maßgebend. 

. 

40. § 35 lautet: 
. 

§ 35. (1) Ehemaligen obersten Organen im Smne .. 
der §§ 24 Abs. 1 und 35 Abs. 1 Bezügegesetz, 
BGBI. Nr. 273/1972 idF desBundesgesetzesBGBJ. 
NI'. 665/1994. die nach den bisherigen Vorschriften 
keinen Anspruch. auf Ruhebezüge gehabt haben. 
gebühren bei Erfüllung der Voraussetzungen auf 
Antrag Ruhepezüge . nach den· Bestimmungen der 
Artikel IV und VI Beziigegesetz, BGB!. Nr. 
273/1972 .id F des Bundesgesetzes BGBI. Nt. 
665/1994 .. Für diese obersten Organe gelten aber 
foJgenc:feBestirnmungen: 
. 1 . .  Die Ruhebezüge gebühren frühestens ab dem 

Zeitpunkt des Inkrafttreteris . dieseS 
.. Bun.desgesefzes,wenn der Antrag binnen sechs 

Monaten nach dem Inkrafttreten gestelJt· wird . 
. In allen übrigen Fällen gebührt der Ruhebezug 
·frühestens von dem der Einbringung des 
Antrages foJgenden Monatsersten an. 

. 

2. Milder Edangung . des Anspruches auf 
Ruhebezug erJischt ein . außerordenllicher 
Versorgungsgenuß. Die nach diesem Zeitpunkt 
allenfalls· noch . ausgezahlten außerordentlichen 
VCfS9rgungsgenüssc sind a�f die .. h�ch den 
Bestimmungen ,. der ·ArtikeJIV und· VI 
Beziigegesetz, BOBI, Nt. 273/1972 idF des 
Bundesgesetzes BOBl. Nr. 665/1994, 
gebührenden Ruhebezüge anzurechnen. 

(2) Auf die Hinterbliebenen von obersten Organen 
sind die . Bestimmungen des Abs.· 1· sinngemäß 
anzuwenden. 

41. Die Verweisung in§ 39 auf'§ 50' ist auf '§ 38' 
zu berichtigen.. . 

DVR:0171193 

Artikeln 
Ändening desSDG 1979 

26.11.94, 12:41,1/14 

65/A XIX. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original) 7 von 23

www.parlament.gv.at



Das BOG 1979, BGBI. Nr. 333, zuletzt geändert 
durch das BundeSgesetz BGBI. Nt. 665/1994 wird 
wie folgt geändert: 

. 

1. § 14 Abs. 2 entfällt. Die Abs. 3 bis 7 des § 14 
erhalten die Absatzbezeichnung 2 bis 6. 

2 .. § 16 Abs. 1 Jautet: 

§ 16.(1) Der Beamte des Ruhestandes kann aus 
dienstlichen Gründen durch Ernennung· wieder in 
den DienstStand aufgenommen werden, wenn er in 
den Fällen des § 14 Abs. 1 seine Dienstfähigkeit 
wieder erlangt hat. 

3.Dle Randschrift zu § 17 lautet: 

'KarellUZUnaub für Mandatst�ger 

4. § 17 Abs. 2 la:utet:!; 

(2) (Venassllngsbestimmung) Überschreitet die 
zur Ausübung des Mandates erforderliche und tat­
sächlich in Anspruch genommene freie Zeit die 
Hälfte der dienstplanmäßigen Dienstzeit des 
Beamten. so ist dieser gegen Entfall der Beruge zu 
beurlauben (Karel!lZUrlaub). Ist dies nicht der Fall, so 
ist dem Beamten,das dem tatsächlichen BCSchäf;.. 
tigungsausmaß entsprechende Entgelt zu bezahlen. 
Die Zeit dieses KarenzurIaubes ist, abweichend von 
der aJlgerueinenRegelung des § 75, für Rechte, die 
von der Dauer des DienStverhällnisses abhängen. 
jedenfalls zu berücksichtigen. § 75 Abs. 4 findet auf 
diesen Karenzurlal.lb keine Anwendung. 

.5. § 17 Aos. 3 bis 5 entfallen. 

6. § 19 lautet:. 

,§ 19. (Verfassungslbestimmung)De:r Beamte. der 
. Bundespräsident, Mitglied der Bundesregierung • . Staatssekretär. Präsident oder· Vizepräsident des 

. Rechnungshofes, Mitglied der Volksanwaltschaft 
oder Mitglied einer Landesregierung ist, ist für die 
Dauer dieser Funktion gegen Entfall der Bezüge zu 
beurlauben (Karenzurlaub ). 

7. Die Randschriftza § 168 lautet: 

'Karenzurlaub für Mandatsträgcr' 

8. § 168 Abs. 1 lautet:. 
§ 168. (1) Der OrdentJiche Universitätsprofessor. 

der. Mitglied des Nationalrates, des Bundesrates, ei­
nes Landtages oder des VerfassungsgerichiShofes 
ist, ist jedenfalls hinsichtlich seiner· Funktion als 
Rektor oder als Dekan. einschJießlich der im § 18 
VOG erwähnten Stellvertreterfunktionen, gegen 
Entfall der Bezüge zu beurlauben (KarenzurJaub). 

l1l1.BEZ<U>lOV.DOC 

9. Dem § 246 wirdfoJgenderAbs. 15 angefügt:. 

(15) .§ 17 Abs. 2, § 168 Abs. 1 samt den 
dazugehörenden Randschriften sowie § 19 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGB1.Nr� XXXl19XX 
treten mit Beginn der XIX. Gesetzgebungsperiode 
des Nationalrates in Kraft 

Artikelm 
Änderung des Gehaltsgesetzes 1956 

Das GehaJtsgesetz 1956, BGBJ. Nr. 54, zuletZt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 
665/1994 wird wie foJgt geändert: 

1. § 13 Abs. 5 bis 7 lauten: 

(5) Überscmeitet bei Beamten. denen gemäß §§ 17 
oder 19 BDG die zur Ausübung eines Mandates er:'" 
forderJiche freie Zeit zu gewähren ist> die zur Aus­
übung des Mandates erforderliche und tatsächlich in 
Anspruch genommene freie Zeit die Hälfte der 
dienstplanmäßige Dienstzeit des Beamten. so ist 
dieser gegen Entfall. der Bezüge zu beurlauben 
(Kare�r1aub). Die Zeit dieses Karenzuriaubes ist 
für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnis­
ses abhängen, jedenfalls zu berücksichtigen. 

(6) Überschreitet bei Beamten. denen gemäß §.§ 17 
oder 19BDG die zur Ausübung eines Mandates 
erforde:rlichefreie Zeit Zu' gewähren is� die zur 
Ausübung des MandateS erforderliche und tatsäch� 
lichin Anspruch. genommene freie Zeit nicht die 
Hälfte der dienstpJanmäßigen Dienstzeit des 
Beamten, so hat dieser Anspruch auf Dienstbezüge 
entsprechend dem tatsächlichen Beschältigungs-
ausmaß. ' . 

. (7) Dienstbezüge im Sinne der Abs. 2. und 6 sind 
alle aufgrund des Dienstverhältnisses nach dienst­
undbesoldungsrechtJichen Vorschriften· gebühren­
den GeldJeistungen� 

2. Dem § 90 wird folgender Abs. 13 angefügt: 

(13) § 13 Abs. 5 bis 7 in der Fa'iSung des Bundes;" 
gesetzes BGBI. Nr: XXX/19XXlIeten mit Beginn 
der XIX. Gesetzgebungsperiodedes Nationalrates in 
Kraft.· 

Artikel IV 
. Änderung deSRDG 

Das Richterdienstgesetz. BOBt Nr.
· 

305/1961. 
zuletzt

· 
geändert durch das Bundesgesetz BGBJ. Nr. 

518/1993 wird wiefolgtgeänd<:rl: 

1.§ 79 Abs. 1 lautei: 

§ 79. (1) Die §§ 17 bis 19 des BDG 1979 sind auf 
RichteramtSanwärter zur Gänze und auf Richter mit 
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der Maßgabe anzuwenden, daß anstelle § 17 BDG 
1979 § 82 anZuwenden ist. . ; . .  
2. § 82 Abs. 1 Z. 3 entfällt. 

3. § 82 Abs� 2 bis 4 lauten: 

(2) Abs. 1 findet auf Richter des Verwaltungs­
gerichtshofes mit der Maßgabe Anwendung, daß das 
Dienstgericht die Vollversammlung des Verwal­
tungsgerichtshofes ist. 

(3) (Verf�sungsbesdmmung) Beeinträchtigt bei 
einem Richter, der Mitglied des Nationalrates, des 
Bundesrates oder eines Landtages ist, die zur Aus­
übung des Mandates erforderliche und tatsächlich in 
Anspruch genommene freie Zeit die Besorgung 
seiner Amtspflichten derart, daß er ihnen nicht 
ordnungsgemäß nachkommen kann, so ist er unter 
Entfall der Bezüge zu beurlauben · (Karenzurlaub). 
Die Zeit dieses KarellZllrlau�es ist, abweichend von 
der Regelung des § 75 für Rechte, die von der Dauer 
des Dienstverhältnisses abhängen, jedenfalls zu 
berücksichtigen. § 75 Abs. 4. fmdet auf diesen 
Karenzurlaub keine Anwendung. 

(4) (Verfassungsbestimmung) Der Richter, der 
Bundespräsident, · Mitglied der Bundesregierung, 
Staatssekretär, Präsident oder Vizepräsident des 
Rechnungshofes, Mitglied der Volksanwaltschaft 
oder Mitglied einer Landesregierung ist, ist für die 
Dauer dieser Funl'1ion gegen Entfall der Bezüge zu 
beurlauben (Karenzurlaub ). § 75 Abs. 4 fmdet auf 
diesen Karenzurlaub keine Anwendung. 

4. § 83 Abs. 2 entfällt. § 83 Abs. 1 ei'häJt die 
Bezeichnung § 83. 

5. Dem § 173 wird folgcnder Abs. 7 anfügt: 

(7) Es trcten in Kraft: 
§ 79 Abs. 1 ,  § 82 Abs. 2 bis 4; § 83 in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBI. Nr. XXXJ19XX mit 
Beginn der XIX. Gesetzgebungsperiode des Natio­
nalrates. 

Artikel V 
Änderung des WG 1984 

Das LandesJehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984, 
BGBJ. Nr. 302, zuJetzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBI. Nr. 665/1994 wird wie folgt geändert: 

1. § 12 Abs. 2 entf'allt. § 12 Abs; 3 bis 8 erhalten die 
Absatzbezeichnung 2 bis 7. Der Verweis auf 'Abs� 1 
bis 7' in Abs. 7 ist auf ' Abs. 1 bis 6' zu berichtigen. 

2. § 14 Abs. 1 lautet: 

§ 14. (1) Der Landeslehrer des Ruhestandes kann 
aus dienstlichen Gründen durch Ernennung wieder 

in den Dienststand aufgenommen wenieli, 'wenn er 
in den Fällen des § 12 Abs. l seine Dienstfähigkeit 
wieder erlangt hat. 

. 

3. Die Randschrift zu § 15 lautet: 

'Karenzurlaub für Mandatsträger 

4. § 15 Abs. 2 lautet: . 

(2) (Verfassungsbestimmung) übersChreitet bei 
einem LandesJehrer, der Mitglied des Nationalrates, 
des Bundesrates oder eine Landtages ist. die zur 
Ausübung des Mandates erforderJich� und �tsäch­
lich ·in Anspruch genommene freie Zeit · die Hälfte 
der dienstpJanmäßigen Dienstzeit dieSes Lan­
.deslehrers, so ist dieser gegen Entfall der Bezüge zu 
beurlauben (Karenzurlaub ); Ist dies nicht der Fall, so . 
ist dem Landeslehrer das dem· tiisächlichen 
Beschäftigungsausmaß entsprechende Entgelt zu 
bezahlen. Die Zeit dieses · Karenzurlaubes ist. 
abweichend von der allgemeinen Regelung des § 58, 
für Rechte, die von der Dauer des'Dienstverhältnis­
ses abhängen, jedenfalls .zu berücksichtigen. 

5. (Verfassungsbestimmung) § 15 Abs. 3 bis 5, 8 
tind 9 entfallen. . 

6; § 15 Abs. 6 erhält die Bezeichnung Abs. 3. 

7. § 15 Abs. 7 erhält di� Bezeichnung Abs. 4 und 
lautet: 

(4) (VerfasSungsbestimmung) Der LandesJehrer, 
der Bundespräsident, Mitglied der Bundesregierung. 
Staatssekretär • .  Präsident oder Vizepräsident des 
Rechnungshofes, Mitglied der Volksanwaltschaft 
oder Mitglied einer Landesregierung ist, ist für die . 
Dauer seiner Funktion gegen Entfall der Bezüge zu 
beurlauben (Karenzurlaub). 

8. Dem § 123 wird folgender Abs: i2 angefügt: 

(12) § 12 Abs. 2 bis 7, § lSAbs. 2 bis 4 samt 
seiner Randschrift in der Fassung des Bundesge­
setzes ßGB1. Ne. XXX/19XX treten mit Beginn der 
XIX. Gesetzgebungsperiode des Nationalrates in 
Kraft. 

Artikel VI 
Änderung des Land- und forstwirtschaftJichen 

LandesJehrer-Dienstrechtsgesetzes 1985 

Das I...aitd- und forstwirtschaftJiche Landeslehrer:­
Dienstrechtsgesetz 1985. DGBJ. Nr. 296, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz . BGBJ. Nr. 
665/1994, wird wie folgt geändert: 

1. § 12 Abs. 2 entfällt. § 12 Abs. 3 bis 8 erhalten die 
Absatzbezeichnung 2 bis 7. Der Verweis auf 'Abs. 1 
bis 6' in Abs. 7 ist auf ' Abs: 1 bis 5' zu berichtigen. 
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Änderung des Land- und forstwir�hafllichen 
, Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1985 

. Das Land- und · forstwirtschaftliche LaJ)deslehrer­
Dienstrechtsgesetz 1985, BOB!. Nr. 296, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BOBl. Nr. 
66S11994,'wird wie folgt geändert: 

1. § 12 Abs. 2 entfällt. § 12 Abs. 3 bis 8 erhalten die 
Absatzbezeichnung 2 bis 7. Der Verweis auf 'Abs. 1 
bis 6' in Abs. 7 ist auf 'Abs. 1 bis S '  zu berichtigen. 

2. § 14 Abs. lJautct: 

§ 14; (1) Der Lehrer des Ruhestandes kann aus 
dienstlichen Oründen durch Ernennung wieder in 

'. den Dienststand . aufgenommen werden, wenn er in 
dell Fällen des §. 12 Abs. 1 seine Dienstfähigkeit 

, .... wieder erlangt hat. 

3. Die Randsc�rift zU § 15 lautet: 

'Karenzurlaub für Mandatsträger 

4. § lS Abs. 2 Iautet: 

(2) (Verfassungsbestimmung) Überschreitet bei 
einem Lehrer, der Mitglied des Nationalrates, des 
Bundesrates, oder eines Landtages ist, die zur 
Ausübung des Mandates erforderliche und tatsäch­
lich in Anspruch genommene freie Zeit die Hälfte 

. der dienstplanmäßigen Dienstzeit des Lehrers, so ist 

dieser gegen Entfall der Bezüge zU beurlauben 
(KarenzurJaub). Ist dies nicht der Fall. so ist dem 
Lehrer. das dem tatsächlichen Beschäf­
tigungsausmaß entsprechende Entgelt zu bezahlen. 
Die Zeit dieses Karenzurlaubes ist, abweichend von 
der allgemeinen Regelung des § 65, für Rechte, die 
von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, 
jedenfalls zu berücksichtigen. 

. 

5. (VerCassungsbestimmung) § 15 Abs. 3 bis 5, 8 
und 9 entfallen. 

. 

6. § 15 Abs. 6 erhält die Bezeichnung Abs. 3. 

7. § 15 Abs. 7 erhält die Bezeichnung Abs. 4 und 
lautet: 

(4) (Verfassungsbestimmung) Der Lehrer. der 
. Bundespräsident, . .  Mitglied der Bundesregierung, 
Staatssekretär; Präsident oder Vizepräsident deS 
RechnungShofes; Mitglied der Volksanwaltschaft 
oder Mitglied einer Landesregierung' ist, ist für die 
Dauer seiner Funktion gegen Entfall der Bezüge zu 
beurlauben (KarenzurJaub). 

8. Dem § 123 wird folgender Abs. 12  angefügt: 

(12) § 12 Abs. 2 bis 7; § 15 Abs. 2 bis 4 .samt 
seiner Randschtift in der Fassung des 
Bundesgesetzes BOB!. Nr. XXX/19XX treten mit 
Beginn , der XIX. 'Oesetzgebtingsperiode des 
Nationalrates in Kraft. , 

' . 

In fonncller Hinsicht wird, ' unter Verzicht auf dje erste Lesung, die Zuweisung an den 
Verfassungausschuß vorgeschlagen. 

Wien, am 

. '  

OVR: 0171193 26.11.94, 12:41, 10114 
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BEGRÜNDUNG 

Allgemeines 

Am 10. Mai 1988 hat der Nationalrat in einer gemeinsamen Eritschließung aller Parlamentsparteien 
die "Begrenzung des einem Politiker aus politischen Funktiorien gebührenden Gesamtelnkommentt 
beschlossen. Zu den von der Regierung angekündigten Verhandlungen mit · Ländern, Gemeinden, 
Sozialversicherungsträgem und Kammerorganisationen ist durch das Ende der XVII. Qp nicht .mehr 
gekommen. An den Zuständen hat sich nichts geändert. 

. 

Jüngste Beispiele zeigen, daß vor allem die Probleme der ,iarbeitslosen Einkommen" und der 
Doppelpensionen von Bediensteten des öffentlichen· Dienstes nicht gelöst sind.· In den. letzten Tagen 
wurde die öffentliche Diskussion über Politikerprivilegien durch eine veröffentlichte Auswertung 
einer Umfrage des Deutschen · Bundestages · zur finanziellen und materiellen Ausstattung von 
Abgeordneten und Regierungsmitgliedern . erneut entfacht, da diese aufzeigt, . daß . Österreichs 
Abgeordnete zu den am besten verdienenden Parlamentariern unter den westlichen Demokratien 
zählen. Kernpunkt der Kritik der 'Öffentlichkeit ist insbesondere, daß die Politiker kein 
leistungsbezogenes Gehalt erhalten. und daß sich diese im Laufe der Jahrzehnte materielle Vorteile . , 
sicherten, die dem "einfachen Staatsbürger" verwehrt blieben. . 

. 

Zu den Bestimmungen im einZelnen: 
- . - . ' '. . .  . ' . ' . 

Zu Art. rz. l (§ 1): Die in § 1 Abs. 2 getroffene Formulierung bedeutet nicht,daß Mitglie.der des 
Nationalrates oder des Bundesrates keine obersten Organe mehr sind. Es soUen ihnen aber im 
Gegensatz zu dem in § 1 Abs. 1 genannten Personenkreis keine Bezüge mehr zustehen, sondern, da 
sie ja im Gegensatz zu dem von § 2 Abs. 1 Unvereinbarkeitsgesetz 1983 erfassten Personenkreis 
einem Beruf nachgehen können, sondern ledigllich eine Grunclentschädigung ünd ein Sitzungsgeld . .  

Beamte sowie Beclienstete öffentlich rechtlicher Körperschaften, die mehr als 50% ihrer Tätigkeit 
zur Ausübung ihres MaIidates aufwenden. sind unter Entfall der Bezüge zu karerizieren. Ist dies nicht 
der Fall, so haben sie Anspruch auf ein ihrer tatsächlichen Beschäftigung entsprechendes Entgelt. 
Der Verfassungsrang der Bestimmung ist aufgiUnd der derzeit · noch · konkurrierenden Bestimmung 
des Art. 59a B--VG erforderlich. 

Zu Art. I Z. 2 (§ 2): § 2 Abs� 7 ist deshalb eine yerfassungsbestimmung, da er �ich auf die in 
Verfassungsrang entstehenden Anspruche gemäß § 1 beiieht. 

. . .  
Zu Art. I Z. 3 (§ 3): Die Mitglieder des Nationalrates erhalten für die Ausübung ihres Mandates eine 
monatliche Entschädigung in der Höhe der Höchstbeittagsgrundlage zur . SozialversiCherung von 
derzeit öS 33.600,--. Die Jahresentschädigung. beträgt daher öS 403.200,--. Die Mitglieder des 
Bundesrates erhalten 50 v.H. der Grundentschädigung eines Mitgliedes des Nationalrates . .  

Die Grundentschädigung und die von dieser abgeleiteten Entschädigungsanspriiche . erhöhen sich 
jährlich in dem Ausmaß der Steigerung der durchschnittlichen Leistungseinkornmen der 
Arbeitnehmer in Österreich (siehe Statistisches Zentralamt, volkswirtschaftliche Gesamtrechnung). 

. . 
Für jeden Arbeitstag, an dem die Mitglieder des NationCllrates · und Bundesrates · an Sitzungen des 
Nationalrates, des Bundesrates, der Ausschüsse, der Unterausschüsse uild Enqueten· teilnehmen 
sowie für jeden Arbeitstag, an dem ein Mitglied im Auftrag des Präsidenten des Nationalrates eine .. 
besondere Aufgabe: erfüllt, wird ein Sitzungsgeld.in: der Höhe . von 20 v �H. der. Grurideritschadigung 
nach z:.. 1 ·  aUsbezahlt. FraktionSführem irr den- Ausschüssen, . Ausschußobmann�Stellveitreter; 

DVlh0171U3 

..... _.;-... -. --- --. .. .. . ,---_.-. 

26.11;94, 12:4lt 2/14 

65/A XIX. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original) 11 von 23

www.parlament.gv.at



Schriftführer und Ordner · erhalten ein erhöhtes Sitzungsgeld in der Höhe von 30 v.H. der 
Grundvergütung, Mitglieder, die die Funktion des Ausschußobmannes wahrnehmen, erhalten 40 
v.H. 

Zu Arto I Z. 4 und 5 (§§, 4, 5): Die Bezüge der obersten Organe werden mit der vorgeschlagenen 
Änderung auf ein international vergleiChbares Niveau gesetzt. SonderIeistungen (Dienstwohnungen) 
werden . reduziert \lnd die Anrechnung von. rucht erbrachten Dienstjahren · ist nur im begx:iindeten .

. Ausnahmefällen (Oienstunfähigkeit in Folge eines Oienstunfalles)möglich. 

Zu Art. I Z. 8 (§ 7 Abs. 1): Den Präsidenten des Nationalrates und des Bundesrates, den 2. und 3.­
Präsidenten des Nationalrates und dem Vizepräsidenten des Bundesrates, sowie den Klubobleuten . 

gebührt eine Amtszulage in der Höhe von 250 v.H. bzw. 200 v.H. 
. 

Zu Art. I Z • .  9 und 19 (§§ 8, 16): Den MitgliCdern des Nationalrates und des Bundesrates steht 
neben ihrer Grundentschädigung ein monatlicher Auslagenersatz für die Dauer ihrer Verwendung in 
der Höhe von 50 v. H;, der Grundentschädigung nach § 9  Abs. 3. Jenen Mitgliedern des 
Nationalrates u.nd Bundesrates, deren· ordentlicher Wohnsitz mehr als 150 km außerhalb Wiens liegt, 

. . . gebührt. gemäß' § 16 Abs . .  6 als Ersatz für die zusätzlichen. AufWendungen·. eine EntfernungsZlllage in 
der Höhe von 30 v.H. der Grundentschädigung. . . . 

Zu Art. I Z. 12 (§ 11): Vom Bund werden die Beiträge zur Kranken-:, Unfall�, Pensions-: und 
AröCitslosenversicherung sowie der Wohnbau förderungs beitrag bis zur· Höhe der monatlichen 

/Hochstbeitragsgrundlage zur Sozialversicherung von öS 33.600,-- bezahlt Die bereits erworbenen 
• Anspruche auf Ruhebezüge bleiben unangetastet. Teilansprü�he werden durch 

Übergangsbestimmungen geregelt. 

Zu Art. I Z. 18 (§ 15): Die ggstdl. Formulierung führt zu einer Einsparung der Dienstwägen des 
Zweiten Und Dritten Präsidenten des Nationalrates, der Vizepräsidenten des Bundesrates, der 
Staatssekretäre sowie des Vizepräsidenten des Rechnungshofes (derzeit sind dies neun 
Kraftfahrzeuge) mit sich. 

. . . . 
Zu Art. I Z. 19 (§ 16): Mitglieder des Nationalrates sowie des Bundesrates . haben Anspruch auf 
Ersatz der nachgewiesenen Aufwendungen für die Anreise vom Wohnort oder, wenn sie sich in ihrer 
Eigenschaft als Abgeordnete oder Bundesräte außerhalb ihres Wohnortes, jedoch im Inland, 
aufhalten, vom Aufenthaltsort zur Tagung des Nationalrates oder Bundesrates bzw. eines 
AuSschusses der beiden Organe der . Bundesgesetzgebung oder . zu .einer beim Präsidenten deS, 
Nationalrates bzw. beim Vorsitzenden des Bundesrates angemeldeten Klubtagung oder zur AnreiSe 
Zu einer Veranstaltllng, an der sie in ihrer Eigenschaft . als Mitglieder des Nationalrates odet des 
. Bundesrates teilnehinen. Entsprechendes gilt für die Rückreise� 

. . -

Zu Art. I · · z. 24· (� 18): Die in der derzeit geltenden FaSsung . des § 23 � geltenden 
Auszahlungsmodalitäten gemäß § 7 GehaltsG sind bereits mit Art. I Z. 2 geregelt. Die mit § 6 Abs. 3 
Gehaltsgesetz geregelte Änderung des Monatsbezugs wurde ebenfalls in Art. LZ. 2 geregelt, weshalb 

. §  23 Abs. l entfallen konnte� 
. .

. 
. 

Der Entfall von § 23 Abs. 2 rechtfertigt sich aus folgenden ·. Gründen: ES ·· wird darin auf 
• Bestimmungen ve�iesen, die. entweder mit ' Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs als · 
verfassungswidrig e�kannt und mit Kundmachung aufgeh()ben wurden (§ 94 ASVG seit J .  April . 
1991, Keim BGBL Nr; 15/1991,  § 40a PensionsG 1965 seit l. JuIi 1988; Xdm BGBLNr. 194) oder 
die bereits durch einfachgesetzliche Novellen derStammgesetie aufgehoben WJlrden(§ 60 GSVG, § 
56 BSVG und § 10 FSVG seit 1. April 1991, .BGB1. Nr. 157, § 26 NVG 1972 seit I. Jänner 1994, 

lllJBEZGßOV.DOC . - DVR: 01711" � ·  26.1l.94, 12:41. 3/14 . 
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BGBI. Nr. 24). Die Verweise zielten sohin alle ins Leere und § 23 Abs. 2 war in Teilen bereits 
früher, jedoch jedenfalls seit 1. Jänner 1994 totes Recht. 

Zu Art. I Z. 2S (§ 19): Die Regelung ist dem derzeit geltenden § 34 · nachgebildet, wobei die 
Verweise auf in Artikel IV enthaltene Bestimmungen, welche .mit Art. I Z. 23 entfallen .sind durch 
Einfügung von sinngemässen Regelungen materiell berücksichtigt wurden. 

Zu Art. I Z. 36 (§ 45): Der Beginn der Rechtsk.raft> wurde so gewählt, daß in der XIX. 
Gesetzgebungsperiode des Nationalrates neueintretende . Mitglieder des Nationalrates bzw. des 
Bundesrates jedenfalls, bereits in der XVIII. Gesetczgebungsperiode des Nationalrates eingetretene 
Mitglieder des Nationalrates bzw. des Bundesrates nur dann unter die neue Regelung des 
Bezügegesetzes fallen, wenn sie erst nach Ablauf des 6; November 1993 in den National- bzw. 
Bundesrat eingetreten sind. 

Zu Art. I Z. 39 und 40 (§§ 351): Die gewählte Fonnulierung versteinert die Gültigkeit des dzt. 
geltenden Bezügegesetzes für bereits bestehende Ruhe- bzw. Versorgungsgenüsse der genannten 
Personen und deren Hinterbliebene. 

. . 

Zu Art. IV Z. 3(§ 82. RDG): Die vorgeschlagene Regelung zur . Karenzierung von Richtern, die 
Mitglied des Nationalrates oder Bundesrates sind weicht von der allgemein vorgeschlagenen Lösung 
in einigen Punkten ab. 

§ 82 Abs. 2 entspricht dem dzt. geltenden Abs. 4; und wurde vorgezogen, da er sich lediglich aufdie. 
Fälle des Abs. 1 beziehen sollte. · 

. 

§ 82 Abs. 3 weicht von der allgemeinen Lösung' dahingehend und deshalb ab, als es für Richter 
keine Kürzung der 'dienstplanmässigen Dienstzeit' gibt (vgl. § 60 MG: Der Richter hat seme 
Anwesenheit im Amte derart einzurichten, daß er seinen AmtspfUchten ordnungsgemäß 
nachkommen kann.) 

. 

Gemäß § 63 Abs. 3 RDG ist dem Richter aber die Ausübung von Nebentätigkeiten . untersagt, soweit 
das zeitliche Ausmaß oder die Zeit der Ausübung eine Behinderung hei de! Erfüllung der 
Dienstpflichten mit sich bringen könnte. Da der gleiche Zugang zU öffentlichen Ämtern sicher; 
höherwertiger ist (Die öffentlichen Ämter sind für aUe Staatsbürger gleich zugänglich, Art. 3 StaG 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, RGBt. 142/1867 idgF), als eine Nebentätigkeit, die 
eine Behinderung bei der Erfüllung der Dienstpflichten mit sich bringen könnte, kann aus § 60 iVm 
§ 63 RDG abgeleitet werden, daß bei Kollision der Dienstpflichten mit der für die Mandatsausübung 
notwendigen Zeit die Mandatsausübung vorgeht. Wenn der Richter dies nicht will, muß er entweder 
mehl' Zeit . im .Amte verbringen, d.h. weniger · freie Zeit für die Mandatsausübung in Anspruch 
nehmen, oder sein Mandat zurucklegen (A maj0ll1 ",cl minus aus Art. 92. Abs. 2� B-VG, 
Unvereinbarkeit von Mandataren, während laufender GP. OGR-Richter zu werden). 

Der in § 82 Abs. 3 angesprochene § 75 RDG bezieht sich auf die allgemeinen Regelungen für den 
Karenzurlaub . bei Richtern, sein Abs. 4 auf eine notwendige Zustimmung des Bundeskanzlers und 
des Bundesministers für Finanzen, wenn der Karenzurlaub ununterbrochen länger als drei Monate 
dauert, welche nicht zur Anwendung kommen . soUen, da diese immer zu erteilenden Zustimmungen 
idR sonst jedesma! bei entsprechendem Mandatsantritt eines Richters hätten eingeholt werden 
müssen, was einen unzweckmässigen Verwaltungsaufwand nach sich gezogen hätte. 
Der notwendige Verfassungsrang der Bestimmung . erklärt sich aus ihrer .sonstigen 
Verfassungswidrigkeit (Art, 59 Abs. 2 bis 4, 95 Abs. 4 B-VG). 

Trotz· Art. 94 B:-VG (Trennung dell' lustiz von der Verwalmngin allen Iristanzen) entfallen:-die� 
Wortfolgen 'Mitglied. der Bundesregierung, Staatssekretär,- Mitglied eiDer LandesregieroD� imAbs:. 
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4 nicht, da dies auch in der derzeit geltenden Regelung nicht vorgesehen war (vgl. dazu den Verweis 
auf § 19 BDG 1979 im dzt. geltenden § 83 Abs. 2 RDG). Eine Berücksichtigung des Karenzurlaubes 
für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen ist nicht notwendig, da der ggstdl. 
Antrag für diese Funktionen einen eigenen Pensions- bzw. VeISorgungsanspruch vOISieht. Die 
Nichtanwendung von § 75 Abs. 4 ist aus den bereits zu Abs. 3 erwähnten Gründen zweckmässig • 

. Der notwendige Verfassungsrang der Bestimmung erklärt sich aus ihrer sonstigen 
Verfassungswidrigkeit (Art. 59 Abs. 2 bis 4, 95 Abs. 4 B-VG). 
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"Bundesgesetz V()m 9. Juli 1972 über die Bezüge 
und Pensionen der obersten Organe des Bundes 
(Bezügegeselz), idF des Dundesgesetzes, BGBI. 
A:XX!1994 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

AnsO INm I  
Artikel I 

§ 1. (Verjassungsbestimmung) (1) Dem Bu,,� 
despräsidcmcn, den Mitgliedern der BUiulesregierung. 
den Staatssekretären, den Mitgliedern der 
Volksanwaltschaft, dm Landeshauptmännern . sowie 
dem Präsidenten ulul dem VlZepriisidenten des 
Rechnungshofes gebührm Bezüge. 

(2) Außer deli Bezügen gebühren den ·· iI, Abs. · 1  
gena1lnte" obersten . Organen . des Bundes Sonder­
zalzlullgen; 

(3) De" ,Mitgliedem des . ·Natlollalrates und l!es 
Bundesrates gebülzren eine Grundentschädigung ulld 
eill SitzungsgeltL 

(4) Überschreitet die zur Ausübullg des Mandates . 
erforderlic1,e wul tatsächlich in Anspruclr genommelZe 
freie Zeit die Hälfte der dienst planmäßigen Dienstzeit 
eines zum Mitglied des Nationalrates gewählten oder in 
den Bundesrat entsandten Beamten oder Bediensteten 
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, so ist dieser 
gegell Eil/fall der Bezüge zu beuilaubm (Kareflz­
uilaub). Ist dies 1Iicht der FaI� so ist dem zum Mitglied 
des Nationalrates gewölJlten oder in den Bwulesrat 
entsandteIl Beamten oder Bediensteten eiller öffelltlich­
rechtlichen KJjrperschaft, das dem tatsächlichen 
Beschäftigullgsausmaß elllsprechellde Entgelt zu 
bezahlen. Die Zeit desKarellzurlaubes ist, abweichend 
VOll eier allgemeinen Regelung des · § 75 BDG, für 
Rechte, die \'on der Dauer des DieilStverhältnisses 
abhängen, jedenfalls zu berücksichtigen. § 75 Abs. 4 
BDG filulet auf diesen Karenzuilaub keine Aflweluiung. 

§ 2. (1) Die Bezüge bzw. die Grulldelltschädigung und 
das Sitzullgsgeld gebühren vom Tag der Allgelobullg 
bis zum Tag des Ausscheidens aus der Funktion. 

(2) [m MOllat der Angelobullggebühreli lediglich jene 
Teile der Bezüge bzw. der Grurulelltschädigullg und des 
Sitzullgsgeldes für den Zeitraum ab dem .. Tag der. ·  
Ange/obullg bis zUm MOllatsCl,de. im Monat · des 
AusscheidelIS aus der FUII} .. ;tion gebühren lediglicll jene 
Teile der Bezilge bzw. der Gru,ulentschädigllllg ulld des .. ... 
Sitzullgsge/des fiir den · Zeitraum vom !tfqnatsbegilm bis 
zum Tag des Ausscheidens aus der Funktion. 

(3) Scheidet ein in § I angejUhrtes oberstes Orga;, 
durch Tod aus dieser Funktion aus, gebührt der Bqug 
bzw. die Gru IIdelltscMdiguIllJ jedoch bis zum Ende des 
betreffenden Monats. 

. (4) Die Bezüge · bzw. die GrUluientschiidigung silui im 
voraus am Anfang eines jeden Monats auszuzahlen. Die 
§§ 6 Abs. 3 und 7 des Gelzaltsgesetzes 1956 sind, soweit 
im folgenden nicht aluieres bestimmt wird; sinngemäß 
allZUWelule1l. 

. 

(5) Die Abs. 2 bis 4 süul auch auf Amt�zui{lgen, 
Alislagenersälze, Ent[emungszulagen und Ellt-
· schädigungen fiir nicht . in AilSpruch genommene 
· Die,lSt'tVoI",ungen ului DienStwagell al,-"'Uwe,ulen. 
," . , - . , " . 
· · (6) Das Sitzungsgeld ist bis :zum Bilde des auf das 
Entslehe" des Anspruches folgende" MOl/ats geltend zu 

· mache" ulU:l bis zum Ende des du.rauffolgendell Monats 
auizuzahlen. 

. 

(7) (Verjassungsbestimmung) Mit dem Ausscheide" . 
aus der. Funktion erlischt der AiI�'iprUch auf die ü, § 1  
genannte" Geldleistu"gen. Im Fall des § 1 Abs. 4 
zweiter Satz ist dem Beamten oder BediCIIsteten einer 
öffellllich �recbtlic"e,i Körperschaft wiederum das dem 
tatsächliche;, · i.Jesclläftigungsäusmaß eIltsprechende 

. Entgelt zu bezalrlen. 

Artikel n 

§ 3. (l) Die GrulUientsc!iadiguflg eines Mitgliedes des 
Nationalrates entspricht der fiir den Kalendermonat 
Jänner 1994 festgesetzten llöchstbeitragsgrundlage der 
['ellSiollsversicherung nach . dem Allgemeinen 
Sozialversicl,erungsgesetz. Die . Grulldenrschädigung 
eilJes Mitgliedes des Bundesrates beträgt 50 v.H. der 
Gru,ulentschädigullg · eitles Mitgliedes des 
Nationalrates. 

. (2) Die GrundeIltschädigung ändert sich jährlich in 
dem Prozentausmaß, das der vom Österreicliischell 
Statistischen Zentralamt für das vorletZfe Kalenderjahr 

. festgestellten durc1lSclmittlichell Entwicklung der 
LeistungseinkommeIl der Arbeitnehmer in. Österreich 
entspricht. Dabei ist auf eine Dezimalstelle abzurunden. 

(3) Soweit . im folgenden nicht anderes bestimmt ist, 
beträgt. das Sitzungsgcld der Mitglieder des 

.. Nationalrates 1I11d des Bundesrates 20 , v.lI. der 
jeweiligeiJ Grulldentscllädiguflg und gebührt für jeden 
Tag, all d..em das Mitglied a1l SitzUllgen des ,Plenums 
leilnimmt • .  spwie für jeden Arbeitstag, all dem das 

. !Jitglied, iI7l Auftrqg des Fräsidellteli d�' Nationalrates 
· · oder des /Jll1ulesrates eine besolldereAufgabe erfo!lt. . . . . ' . . . . . 

(4) Nimmt das Mitgli�d an Sitzungen eineS 
Aussclilisses oder eineS . (j,;terausschuSses • .  in welchem 
es, Voll;.;. oder. Ersatzmitgliedist, oder aIJ Enqueten teil, 
so beträgt das Sirzungsgcld bei einer Sitzullgsdaller VOll 

1. bis zu dreiStuluiell eill Drittel, . 
2.. drei bis sechs Stullden zivei Drittel, oder . 
3, mehr als sechs Stulldeli das volle Ausmaß 
.des in Abs. ·3 genanlllenllundertsatzes. 
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(5) Das Sitzungsgeld erhöht sich für Mitglieder, die 
die FunJ .. :tion eines ttusschußobmannes auSüben . um 40 
v.H., und ' für Mitglieder, die die FunktiOn eines 
Ausschußobmannstellvertreters, ' eines 
Fraktionsobmannes, eines Schriftführers oder eines 
Ordners ausüben, um 30 v.H.; Abs. 4 ist sinngemäß 

, anzuwenden. 

§ 4. Der Bezug des Burtdespräsidenten entspricht 400 
vH des jeweiligen Gehaltes eines Bundesbeamten des 
Dienststandes der allgemeinen Verwaltung, 
Dicnstklassc IX, GehalLc;stufe 6, zuzüglich allfälliger 
Teuerungszulagen. 

§ S. Der Anfangsbezug des Bundeskanzlers, des 
Vizekanzlers, eines Bundesministers, eines 
Landeshauptmannes und des Präsidenten des 
Rechnungshofes beträgt 200 v.H., der eines Staats­
sekretärs, eines Mitgliedes der Volksanwaltschaft und 
des Vizepräsidenten des: Rechnungshofes beträgt 180 
v.H. des jeweiligen Gehaltes, eines Bundesbeamte" ,des 

Diel1ststandes der Allgemeinen Verwaltung, 
Dienstklasse IX, Gehaltsstufe 1, zuzüglich allfälliger 
Teuerungszulagen. 

§ 6. (1) Die in § 5 erwähnten obersten Organe rücken 
nach jeweils zwei Jahren in die nächsthöhere 
Gehaltsstufe der Dienstklassc IX vor. 

(2) Zeiten, die als Bundespräsident. als Mitglied der 
Bundesregierung, als Sf:Mtssekretär, ' als Mitglied ,der 
Volksanwaltschaft. als Lartdeshauptmann, als Mitglied 
emer Landesregierung, als Präsident oder Vizepräsident 
des Rechnungshofes zurückgelegt wurde, sind zur 
Gänze für ' die Vorrückung in höhere Bezüge 
anzurechnen. ' 

§ 7. (1) Die Grundentschädigung der Präsidenten des 
Nationalrates und des Präsidellten , bzw. ' der 
Vuepräsidenten des Bundesrates erhöht sich für die 
Dauer ihrer AIlltstätigkeit mn eine AmtszUlage. Die 
Amtszulage beträgt für den Präsidenteu ' des  
Nationalrates bzw. des Bundesrates 250 v.H. und für 
die übrigen Präsidenten des Natiolialrates bzw: die 
Vuepräsidente" des BU11f1esrates 200 v.H. der ihnen 
gebührenden , Gnindentschädigung; , die 
Grulldentsclzädigung der Obmänner 'der K:1ubs (im Falle 
der Bestellung eines ' geschäftsführenden 
K:1ubobmanncs, jedoch nur die Grundents�hädigung 
dieses geschäftsführenden Klubobmannes) erhöht sich 
für die Dauer ihrer Amtstätigkeit um eine Amtszu/age. 
Diese beträgt 200 V.H. der ihnen gebührenden Grund-
eiltschädigung. ' 

(2) Die Amtsztilage �ebührt den Präsidenten des 
Nationalrates, dem Vorsitzenden des Bundesrates und 
seinen Stellvertretern sow,ie den Obmännern der lGubs 
von dem Tag an, an dem ihre Funktion begiMt. Der 
Anspruch auf Amtszulage ' endet mit dem Tag ' qes 
Ausscheidens aus der betreffenden Funktion. 

" 

§ 8, (1) Den obersten Organen im Sinne des § 1 Abs. 
1 gebührt neben " ihren Bezügen ein monatlicher 
Auslagenersatz, bei dessen Ermittlung von dem , Bezug 
auszugehen ist, der sich nach den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes unter Zugrundelegung des Gehaltes 
eines Bundcsbeamten· der Allgemeinen Verwaltung, 
Dienstklassc IX, Gehaltsstufe 6, zuzüglich allfälliger 
Teuerungszulagen sowie einer allfälligen Amtszulage 
ergeben würde. 

(2) Der Auslagenersatz des Bundespräsidenten und 
des Bundeskanzlers beträgt 30 v.H., der Auslagenersatz 
der übrigen Mitglieder der Bundesregierung, der 
Landeshauptmänner, des Präsidenten des Rechnungs­
hofes, der Staatssekretäre, der Mitglieder 'der 
Volksanwaltschaft ( ... ) und des Vizepräsidenten des , 
Rechnungshofes beträgt 40 v.H. ( . . .  ) des nach Abs. 1 zu 
ermittelnden Bezuge!;. 

(3) Den Mitgliedern des ' Nationalrates und des 
Bundesrates gebührt ' nebe" der Grundentschädigung 
und dem Sitzullgsge1d ei" monatlicher Auslagenersatz, 
bei dessen Ermittlung von der ihnell gebührenden 
Grundentschädigung gemäß § 3 auszugehen ist. 

(4) Der Auslagenersatz der Präsidenten des 
Nationalrates bzw. des Präsidenten , und , der 
Vuepräsidenten des Bundesrates betragen 80 v.H. .  der 

, Auslageriersatz 'der übrigen Mitglieder 'des Nationalrates 
bzW; des Bundesrates peträgt 50 v.H, der ihnen , ge-

, bülirenden,Grunde"tsc1lädigung. ' 
' 

§ 9. , (1) Der Bundespräsident. Mitglieder der 
Bundesregierurig, Staatssekretäre, Mitglieder der 
VolksanwaItschaft, Landeshauptmänner und der 

, Präsident sowie der Vizepräsident des Rechnungshofes 
erleiden, wenn sie Bedienstete eincr öffentlich­
rechtlichen Körperschaft sind, einer solchen Stiftung, 
Anstalt oder eines solchen ' Fonds sind, deren 
Dienstrecht hinsichtJich Gesetzgebung , in die 
Kompetenz des Bundes fällt, c als SolchC in iluer 
dienstlichen und besoldungsrechtlicheri Stellung keine 
Einbuße. Ihr DiCnsteinkom:men" ihre Ruhe- odcr ' 
VerSorgungsgenüsse werden jedoch; solange sie einen 
im §§ 4 oder 5 bezeichneten Bezug erhalten, so weit 
stillgelegt; als sie nicht einen Bezug auf Grund dicses 
Gesetzes überSteigen. Die Zeit der Stillegung ist für die 
Bemessung deS Ruhe..,. oder Versorgungsgenusscs ohne 
Leistung eines Pensionsbeitrages anrechenbar. Eine 
bestehende Sozialversicherung wird durch die 
Stillegung nicht berührt. 

(2) Beim Dundespräsidenten, bei " Mitgliedern der 
Bundesregierung, bei Staatssekietären, bei Mitgliedern 
der Volksariwaltschaft, bei Landeshauptmännern sowie 
beim ' Vizepräsidenten des Rechnungshofes, die 
Bedienstete (Empfänger eines , Ruhe- oder 
VersOrgungsgeriusses) einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft. einer solchen Stiftung, Anstalt oder eines 
solChen Fonds sind, deren Dienstrecht , ' hinsichtJich 
Gese.zgebung nicht in die Kompetenz des Bundes fant. 
verringert sich der im §§ 4 0der 5 genannte Bezug um 
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ihr Nettodiensteinkommen (um ihren Nettoruhe- oder 
Nettoversorgungsgenuß), soweit nicht in den für sie 
geltenden Dienstvorschriften die Stil1egung " des 
Diensteinkommens (Ruhe- bzw. Versorgungsgenusses) 
für den Fall vorgesehen ist, daß sie einen im §§ 4 oder 5 
genannten Bezug erhalten. Unter dem 
Nettodiensteinkommen (Nettoruhe-, 
Nettoversorgungsgenuß) sind die steuerpflichtigen 
Einkünfte aus Dienstverhältnissen im Sinne des ersten 
Satzes (der steuerpflichtige Ruhe-, Versorgungsgenuß), . 
vermindert um die darauf entfallende Lohnsteuer, zu 
verstehen. 

(3) Solange der Bundespräsident, Mitglieder der 
Bundesregierung, Staatssekretäre, . Mitgliede( , der 
Volksanwaltschaft, Landeshauptniänner. der Prä5ident 
oder Vizepräsident des Rechnungshofes einen Bezug 
nach §§ 4 oder 5 erhalten, werden Ruhebezüge als 
ehemaliges Mitglied des Nationalrates oder des 
Bundesrates stillgelegt. Beziehen . solche Organe einen 
Ruhebezug als ehemaliges Mitglied eines Landtages 
oder einer Landesregierung, so verringert sich der nach 
§§ 4 oder 5 gebührende Bezug um diese 
Nettoruhebezüge. 

(4) Die Bestimmungen der Abs. I bis 3 sowie der §§ 5 
und 6 gelten sinngemäß auch für die im Art. 71 des 
ßundes-Verfassungsgesetzes genannten Personen. 

§ 10. Für die Ermittlung der Höhe der Sonderzahlung 
gilt § 3 Abs. 3 des-Gehaltsgesetzes 1956, BGB]. Nr. 54, 
sinngemäß. 

§ 11. (1) Die in § 1 Abs. 1 genannten obersten Organe 
haben einen monatlichen Pensionsbeitrag von ,den 
Bezügen und einen Pensionsbeitrag von jeder 
Sonderzahlung in derHähe von 16 v.H. zu entrichten. 

(2) Die Mitglieder des Nationalrates und des 
Bundesrates unterliegen der Pflichtversicherung iur 
Krarlken -, Unfall- und Pensiollsversicherung nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherullgsgesetz, dem 
Beitrag zur Arbeitslosenversicherung nach dem ALVG 
und allfälligen Bau- . und Wohn­
bauförderungsbeiträgen. Als Beitragsgrundlage gilt die 
jeweils geltende Höchstbeitragsgrundlage. Die Ver­
sicherungsbeiträge sind vom BUlld zu tragen. 

§ 12. Der Beitrag, den der Bund ' nach den 
bestehenden Bestimmungen · den einzelnen Ländern als 
Entschädigung , für die Stellvertreter des 
Landeshauptmannes zu leisten hat, beträgt 80 v.H. des 
einem Landeshauptmann nach § 5 zukommenden 
Anfangsbezuges. 

Artikel III 

§ 13. Gebühren nach diesem Bundesgesetz . für 
denselben kalendermäßigen Zeitraum mehrere Bezüge, 
so wird nur einer, und zwar der jeweils höhere Bezug, 
ausgezahlt. 

. 

§ 14. (Venassungsbesthnmung) (1) Die Summe von 
1. Bezügen, 
2. Auslagenersätzen, 
3. Aufwandsentschädigungen - mit AusnahJne der 

, konkret verrechneten Dienstreisen und 
Dienstautobenützung sowie der 
Entfernungszulage, Fahrkartenvergülung, ErSatz 
der nachgewiesenen Miet- und Betriebskosten für 
die Nichtinanspruchnahme .einer Amtswohnung -, 

4. Zuwend�ngen und 
' 

5. sonstigen Ansprüchen; 
aut Grund der nachfolgend aufgezählten Tätigkeiten, 

. Funktionen oder früheren Funktionen darf insgesamt 
den Höchstbezug eines Bundesministers zuzüglich des 
Auslagenersatzes gemäß § 8 nicht übersteigen, wenn 
zwei oder mehrere Tätigkeiten, frühere Tcitigkeiten, 

'. Funktionen oder frühere Funktione� gemäß Abs. 2 Z. 1 
bis, 7 zusammenfallen beziehungsweise weJlß eine oder 
mehrere Tätigkeiten, frühere Tätigkeiten, Funktionen 
oder frühere Funktionen gemäß Abs. 2 .  Z. 8 bis 1 1  
zusammenfallen, für die ein Entgelt bezahlt wird. '  

(2) Tätigkeiten, frühere Tciligkeiten, Funktionen oder ' 
frühere Funktionen ßn Sinne �es Abs. l sind jene 
1. als . Mitglied . der Bundesregierung. ' als 

Staatssekretär, als Mitglied der Volksanwaltschaft 
und als Präsident oder Vizepräsident des 
Rechnungshofes, 

2; als Mitglied des Nationalrates oder des 
Bundesrates, .. 

3. als Mitglied ein.er Landesregierung, 
4. als Mitglied eines I:.a.ridtages, 
5. als Mitglied einer Einrichtung gemäß Art. 148i 

Abs. 2 B-VG oder als Funktionär einer 
Einrichtung zur Kontrolle der Landesgebarung, 

6. als Bürgermeister, als Mitglied eines Stadtseriates, 
eines Gemein<ievorstandes (Stadtrates) oder eines 
Gemeinderates bzw. in vergleichbaren 
OrgansteIlungen eines Gemeindeverbandes und 

7. als BezirksvorsiCher oder Dezirksvorsteher­
Stellvertreter, 

8. , in ·' einem Vertretungsorgan einer gesetzlichen 
beruflichen Vertretung, 

9. in einem VCrtretungsorgan eines 
Soiialversicherungsträgers, 

10; als (Amtsführender) Präsident oder Vizepräsident 
eines LandesschulrateS (des , Stadtschulrates für 
Wien) und 

11. im Aufsichtsrat oderin Vertretungsorganen einer 
sonstigeri . Einrichtung, die der ' Kontrolle des 
Rechnungshofes unterliegt. 

(3) Für die . BundeshauptStadt Wien gelten die 
Funktionen als Mitglied des Gemeinderates und als 
Mitglied des Landtages, als Mitglied des Stadtsenales 
und als Mitglied der Landesregierung sowie als , 
Bürgermeister und als Landeshauptmann jeweils als 
eine Funktion im Sinne diest;s Bundesgesetzes (Art. 108 
B-VG). 
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(4) Jede für die Auszahlung von Entgelten gemäß 
Abs. 1 und 2 zuständige Stelle hat dem Bezieher eine ' 
Aufstellung über die von ihr auszuzahlenden Entgelte 
zu übermitteln und den Bezieher auf die Meldepflicht 
gemäß Abs. 5 hinzuweisen. 

(5) Sämtliche Entgelte': gelliäß Abs. 1 und 2 sowie 
Änderungen derselben hat der Bezieher allen 
auszahlenden Stellen gemäß Abs. 1 und 2 zu melden. 

(6) Soweit, nach Abs. 1 Kürzungen erforderlich sind, 
sind diese jeweils in der Reihenfolgen der Entgelte aus 
den Tätigkeiten, früheren Tätigkeiten, Funktionen oder 
früheren Funktionen nach Abs. 2 vorzunehmen. Bei der 
Kürzung dieser Entgelte , ist in der Reihenfolge der im 
Abs. 1 angeführten Teile vorzugehen. Der zu kürzende 
Betrag ist im Verhältnis der Höhe der jeweils für die 
Kürzung maßgebenden ' Entgelte ' gemäß Abs. 1 ·  und 2 
aufzuteilen. Die ' zur Durchführung der Kürzung 
zuständige " Stelle hat ,; sodann den in Betracht 
kommenden anderen Stellen den auf sie entfallenden 
Anteil zU erstatten. Solange dieser Absatz für den 
Geltungsbereich landesbezügerechtlicher Vorschriften 
nicht gilt, werden Entgelte, deren Festsetzung in die 
Larideszuständigkeit fällt, nicht gekürzt. 

(7) Bezieht ein Organ während der aktiven Ausübung 
, einer im Abs. 2 angeführten Tätigkeit oder Funktion 

eine Versehrtenrente auf Grund der Ausübung oder 
früheren Ausübung solcher , Tätigkeiten oder 
Funktionen, so vermindert sich die Summe der Entgelte 
aus Abs. ' 1 und 2 um diese Versehrtenrente. 

(8) Die Abs. 1 bis 3 sowie 6.7 und 9 sind auch auf die 
bezügerechtlichen Vorschriften der einzelnen 
Bundesländer jeweils iiab Neukonstituierung des 
Laridtages, die Abs. 4 ünd 5 ab Inkrafttreten diese 
Bundesgesetzes anzuwenden. Dies gilt " nicht für 
Zeiträume," in denen die ,einzelnen BUndesländer - in 
finanzieller Hinsicht ' gleiche oder ' strengere 
landesgesetzIiche Bestimmungen oder auf 'Grund ' einer 
Vereinbarung mit dem Bund gemäß Art. 15. a Be-Va 

, gleichlautende Bestimmung anwenden. 

(9) Die Abs: l bis 8 sind dann anzuwenden, wenn von 
den Entgelten gemäß Abs. 2 mindestens eines auf 
Grund einer aktiven Tätigkeit bezogen wird. 

(10) Auf Personen, auf die sowohl die Abs. 1 bis 9 als 
auch § 23 anzuwenden wäre, sind 
1 .  ausschließlich die Bestimmungen des § 23 

änzpwenden, wenn deren Anwendung - verglichen 
mit der Anwendung der Abs. 1 bis 9 - in 
finanzieller Hinsicht zu einem strengeren Ergebnis 

, führt, 
, ' ,  2. ansonsten ausschließlich die Abs. 1 bis ' 9  

anZuwenden. 

(1 1) Ist gemäß § 38 die bis zum Ablauf des 31.  
August 1990 , geltende Fassung des § 38 dieses 
Bundesgesetzes anzuwenden, so gilt Abs. 10 mit der 

Maßgabe, daß an die Stelle des darin zitierten § 23 die 
bis zum Ablauf des 31 .  August 1990 geltende Fassung 
des § 38 dieses Bundesgesetzes tritt. 

§ 15. Dem Bundespräsidenten ( ... ) gebührt eine 
Amtswohnung. ( ... ) Dem Bundespräsidenten, den Mit­
gliedern der Bundesregierung" dem Präsidenten des 
Nationalrates, dem Präsidenten des Bundesrates, dem 
Präsidenten des Rechnungshofes sowie den Landes­
hauptmännern ( ... ) gebührt ein Dienstwagen. Wird ein ' 
solcher nicht zur Verfügung gestellt, so ist eine 
EntsChädigung zu gewähren, deren Höhe unter 
Berücksichtigung der mit der Beistellung eines 
Dienstwagens verbundenen Betriebskosten vom 
Bundesminister für Finanzen zu bestirnmen ist. Ferner 
sind mit Einverständnis des jeweiligen Mitglieds der 
BumIesregierung, des Präsidenten ' des NatiOtuilrates, 
des Präsidenten ' des Bundesta� und des Präsidenten 
des Rechnungshofes deren Dienstwagen auch den 
jeweils beigegebenen Staatssekretären, den übrigen 
Präsidenten des NatiOnalrates bzw. VlZeprasidenten des 
Bundesrates 'oder dem VIZepräsidenten des 
Rechnungshofes ( ... ) für Dienstfahrten zur Verfügung 
zu stellen. 

' 

§ 16. (1) Die in § 1 genannten obersten Organe haben 
Anspruch auf Ersatz aller mit der ' Ausübung ihrer 
Tätigkeit in Zusammenhang stehenden Fahrtauslagen. 

' (2) Das Ausmaß der Vergütungen für Dienstreisen der 
in § 1 Abs. 1 genanntelJ obersten Organe richtet sich 
nach den Vorschriften für die Bundesbearnten der 
Allgemeinen Verwaltung, Dienstklasse iX, mit der 
Maßgabe, daß ' die Nächligungsgebühr in Höhe der 
tatsächlich änfallenden Kosten festzusetzen ist. ( ... ) 

(3) Den Larideshaüptmännern gebÜhren die in Abs. 2 ' 
genannten Vergütungen, wem. die Dienstreise in 
Angelegenheiten der mittelbaren BundcSverwaltung 
unternommen worden ist. 

. 

(4) DieAbs. 2 und 3 finden auf Dienstreisen insoweit 
keine Anwendung, als ihre Kosten vom Bund 
unmittelbar getragen werden (Staatsreiscn). 

(5) Mitglieder ' des ' Nationalrates sowie des 
Bundesrates habe" Anspruch auf Ersatz der 
nachgewiesenen Aufwendungen für die Anreise vom 
Wohnort oder, wenn sie sich in ihrer Eigenschaft als 
Abgeordnete oder Bundesräte außerhalb ihres 
Wohnortes, jedoch im Inland, aufhalten, vom 
Aufenthaltsort zur Tagung- des NatiOnalrates oder 
Bundesrates bzw. eines Ausschusses der beiden Organe 
der Bundesgesetzgebullg oder zu einer beim 
Präsidenten des NatiOllalrates bzw. ' beim Vorsitzenden 
des Bundesrates angemeldeten Klubtagung oder zur 
Anreise zu einer Veranstaltung, an der sie in ihrer 
Eigenschaft ' als Mitglied 4es NatiOnalrates oder des 
Bu!fdesrates teilnehmen. Entsprechendes · ,gilt für die 
Rückreise. 
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(6) ( . . . ) Mitgliedern des Nationalrates und 
Bundesrates, deren ordentlicher Wohnsitz mehr als 150 
km außerhalb Wiens liegt, gebührt als Ersatz für die . 
zusätzlichen . Aufwendungen eine monatliche. Ent-

. femungszulage in der Höhe von 30 v.H. der 
Grundentschädigung nach § 3 . .  

§ 17. Der mit der Durchführung · · dieses 
Bundesgesetzes verbundene Aufwand wird aus 
Buhdesmitteln bestritten. 

ABSCHNITI' II 
Artikel IV . 

§ 18. (1) Dem Bundesptäsidenten gebührt nach 
Beendigung seiner Amtst1tigkeit, solange er weder eine 
öffentliche Amtstätigkeit ausübt · noch einer Er­
werbstätigkeit nachgeht, ein · RuhebeZug im Ausmaß 
von 60 v.H. seines Bezuges. 

(2) Die Hinterbliebenen · des Bundespräsidenten haben 
Anspruch auf Versorgungsbezüge. Für die Beurteilung 
des Anspruches sind die Bestimmungen der. §§  14 Abs. 
2 bis 4, 17, 18 Abs. 2 bis 5 und 19 des Pensionsgesetzes 
1965 sinngemäß heranzuziehen. 

(3) Für die · Ermittlung des Witwen';:' und 
Witwerversorgungsbeiuges · gilt · als. 
Berechnungsgrundlage für den überlebenden Ehegatten 
§ 15 Abs. 2 bis 5 des Pensionsgesetzes 1965 mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Ausdruckes ' Sterbetitg 
des Beamten' der Ausdruck ; '  Sterbetag des 
Bundespräsidenten' tritt. 

(4) Als Berechnungsgrundlage eines 
Versorgungsbezuges nach , einem verstorbenen 
Bundespräsidenten, · die der Ermittlung des 
Witwen(Witwer)versorgungsbe:zuges des überlebenden · 
Ehegatten zugrunde zu legen ist, gilt der Bezug nach § 
4. 

(5) Das Ausmaß des · Witwen-- · oder 
Witwerversorgungsbezuges ergibt sich auS einem 
Hundertsatz des Ruhebezuges, auf den der 
Bundespräsident Anspruch gehabt hat oder im Fall der 
mit Ablauf dieses Tages eingetretenen Unfähigkeit iur 
weiteren Funktionsausübung gehabt hätte. 

(6) Als Ruhebezug nach Abs. L gilt der Ruhebezug, 
der der ruhebezugsfähigen Gesamtzeit des Bundes;., 
präsidenten und dem Bezug gemäß § 4 entspricht. . . 

(7) Zur Ermittlung des Hundertsatzes ist vorerst die 
Berechnungsgrundlage .für den überlebenden Ehegatten 
durch die Berechnungsgrundlage gemäß Abs. 4 zu 
teilen. Diese Zahl ist auf drei DezimalstelIen zu runden 
und mit dem Faktor 24 zu vervielfachen. 

(8) Der Hundertsatz 
. 

des . . 
Witwen(Witwer)versorgungsbeZllges ergibt sich sodanJ1 . 
aus der Verminderung der Zahl76 uin die gemäß Abs. 

7 ermittelte Zahl. Er beträgt jedoch mindestens 40 und 
höchstens 60. 

(9) Kommen mehrere · Beiechßungsgrundlagen in 
Betracht, ist die Summe dieser Berechnungsgrundlagen 
für die Ermittlung nach Abs. 7 heranzuziehen. 

(10) Der Waisenversorgungsgenuß beträgt 
1. für jede Halbwaise 24%, . 
2. für jede VoUwaise 36% . 

des · Ruhebezuges, . der der nihegenußfähigen 
Gcsamtzell des Bundespräsidenten und . dem Bezug 
nach § 4 entspricht. 

(11) Die Bestimmungen der §§  11,  13, 16 Abs. 1 , 21, 
23; 28� 32 bis 40, 41 Abs. 1 bis 3 und 42 bis 45 des 
Pensionsgesetzes 1965 sind sinngemäß anzuwenden. 

(12) Auf die nach Abs. 1 bis 11 zustehenden 
Ansprüche sind § 22 und § 27 · Abs. 2 sinngemäß 

.. anzuwenden. 
Artikel V 

.. § 19. (lYDeR Mitgtiedem der Bundesregierung, den 
Staatssekretären, den · Mitgliedern der 

.. VolksanwaltsChaft, . dem Präsidenten und dem 
· Vizepräsidenten . des Rechnungshofes . sowie den · 

I..ä.ndeshauptmännetn gebühien nach . Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen auf Antrag monatliche 
Ruhebezüge. wenn ihre Funktionsdauer in einer oder . in 
mehrereri der angeführten Funktionen zUsammen 
wenigstens vier Jahre betragen hat. . 

,
. . ; 

. (2) per Ruhebezugwird auf' der Grundlage des zuletzt 
erreicht<:in Bezuges (§. 6 Abs. ··1 )  ermittelt. Hiebei ist von 
d�m Beiug gemäß ·· §  5 auszugehen: Hllt das . oberste 

· Organ w: Sinne · des Abs. 1 mehrere Funktionen 
· aüsgeübt, so ist die mit dem höchsten Bezug 

verbundene Funktion maßgebend . .  

(3) Zeiten, die ein oberstes Organ als Mitglied einer 
. Landesregierung -" . ausgenommen die Zeiten der . 
Ausübung der FunktiÖn eines I..ä.ndeshauptmannes .... 
zUrückgelegt hat, sind sowohlfür die Begründung des 
Anspruches aufRuhebezug als auch für die Bemessung 
des Ruhebezuges der Zeit der Ausübung einer Funktion 
im Sinne des Abs. ·1 zuzurechnen. 

(4) Eine mehrfache BerücksiChtigung ein und 
desselben Zeitraumes ist unzulässig. 

:§  .20. Wird ein oberstes Örgan im Sinne des § 19 Abs. 
1 während der . Ausübung seiner Funktion durch 
Krankheit oder Unfall zilr weiteren Funktionsausübung 
unfähig . und beträgt die Funktionsdauer unter 

· Berücksichtigung der Bestiinmungen des § 19 Abs. 3 
urtd 4 noch nicht vier Jahre, dann ist es so zu behandeln, 

' il]S ob · ·  es eine Furiktioilsdauer '. von vier Jahren 
aufzuweisen hätte. 
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§ 21. Der Ruhebezug beträgt nach Vollendung des 
vierten Jahres der Funktionsdauer 40 v.H. des Bezuges 
nach § 19 Abs. 2 und erhöht sich für jedes weitere Jahr 
der Funktionsdauer um 5 v.H. dieses Bezuges. Der 
Ruhebezug darf 60 v.H. des Bezuges nach . § 19 Abs. 2 
nicht übersteigen. 

§ . 22. Besteht neben dem Anspruch auf. Ruhebezug 
nach § 19 ein Anspruch auf 

a) einen Bezug nach §., 4 oder einen Ruhebezug nach 
§ 18, 

b) eine Entschädigung oder ein Ruhebezug nach dem 
Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, BGBL Nr. 85, 

c) Zuwendungen, die für die Tätigkeit als Mitglied 
eines Landtages, als Mitglied . einer 
Landesregierung, als Bürgermeister oder als 
Mitglied eines Gemeinderates ' oder eines 
Gemeindevorstandes gewährt werden, 

. CI) ein Diensteinkommen oder einen Ruhe­
(VerSorgungs-)bezug �us 

. 
einem Dienstverhältnis 

zu einer. Gebietskörperscha.ft, zu einem Fonds, zu 
einer, Stiftung oder zu einer Anstalt, die von 
Organen einer Gebietskörperschaft oder von 
Personen (personengemeinschaften) verwaltet 
werden, die hiezu von Organen dieser 
. Körperschaften bestellt sind, 

e) . ein Einkommen oder einen Ruhegenuß aus der 
Tätigkeit als Mitglied des Vorstandes oder als 
Geschäftsführer von Unternehmungen, die 
Gese]]schaften, Unternehmungen oder Betriebe 
zum Gegenstand haben, . die vom 

.' Verstaatliciümgsgesetz, BGBL Nr. 168/1946, oder 
vom zweiten VerstaatJichungsgesetz, BOm. Nr. 
81/1947, erfaßt 'sind, oder von sonstigen 
Unternehmungen, bei denen oberste Organe der 
Vollziehung des '; Bundes einschließlich der 
Bundesregierung , hinsichtlich von 
Gesellschaftsorganen ein Bestellungs.:.. oder 
Bestätigungsrecht ausüben oder an denen. der 
Bund mit wenigstens 50 v.H. betei1igt ist, �wie 
aus der Tätigkeit als Mitglied des Generalrates der 
Österreichischen Nationalbank, 

f) Vergütungen aus der Tätigkeit als Mitglied des 
Aufsichtsrates von ,Unternehmungen der in lit. e 
genannten Art, wobei jedoch die Mitgliedschaft zu 
zwei Aufsichtsräten :'außer Betracht bleibt, 

g) wiederkehrende Geldleistungen aus der 
, gesetzlichen Pensions- und Unfallversicherung 
. . (ausgenommen. ein . Hilflosenzuschuß und 

Pensionsleistungen auf Grund einer freiwilligen 
Weiter- oder Höherversicherung), 

h) einen außerordentlichen yersorgungsgenuß, der 
im Hinblick auf die Ausübung einer der im § 19 
Abs. 1 und . 3 genannten Funktionen gewährt 

. wurde, 
. 

i) ein Einkommen od,Fr ein Ruhebczug aus einer 
Tätigkeit, einer frÜheren Tätigkeit, einer Funktion 
oder einer früheren Funktion in einem 
Vertretungsorgan einer gesetzlichen bcrufli�hen 

. 

Vertretung oder eines SozialversicherungsträgerS, . 

sO ist der Ruhebezug nur in dem Ausmaß auszuzahlen, 
um das die Summe der in lit. a bis i genannten Beträge 
hinter dem Bezug zurückbleibt, der der Bemessung des 
Ruhebezuges zugrunde gelegt wurde. , '  Für die 
erforderliche Vergleichsberechitung . sind die 
Bruttobeträge heranzuziehen. 

§ 23. (1) Der Ruhebezug gebührt dem obersten Organ 
im Sinne des § 19 Abs. l von dem dem Ausscheiden 
aus der Funktion, frühestens jedoch . von , dem der 
Vollendung des 60. Lebensjahres oder dem Eintritt der 
UJÜahigkeit zur weiteren Funktionsausübung folgenden 
Monatsersten an. 

(2) Wird der Antrag später als drei Monate nach dem 
sich aus Abs; 1 ergebenden Anfallstag gestellt, so 
gebijhrt der Ruhebezug von dem der Einbringung des 
Antrages folgenden Monatsersten,an. 

. 
' . . ' . . " . ' . ." . ." 

§ 24. Zeiten, während welcher eine im Art. 71 des . 
Bundes;.. Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
genannte Person mit der Fortführung der Verwaltung 
betraut war, sind wie . Zeiten der Ausübung der ent­
sprechenden Funktion zu behlmdeln. 

§ 25. (1) Wird der Empfänger emes Ruhebezuges 
neuerlich zum obersten Organ imSinne des § 19 Abs; 1 
beste]]t oder gewählt; So ,erlischt der Ruhebezug mit 

. Ablauf des ·Monates, der dem ' Beginn des AnsprucheS 
auf den Bezu� vorangeht. 

" . . " , , 
(2) Scheidet ein oberstes Organ aus seiner ' Funktion 

aus, . so ist der Ruhebezug im Sinne des § 21 unter 
Berücksichtigung der Funktionsdauer im Sinne des § 19 
Abs. 3 neu zu bemessen. Dies gilt entsprechend für die 
Mitglieder einer Landesregierung, ausgenommen der 
Landeshauptmann. 

§ 26. (1) Den Hinterbliebenen eines obersten Organs 
im ' Sinne des § 19 Abs. 1 gebühren auf Antrag 
monatliche Vetsorgungsbezüge, wenn das oberste 
Organ an) Sterbe tag Anspruch auf Ruhebezug gehabt 
hat oder 'im Falle der mit Ablauf dieses Tages 
eingetretenen Unfähigkeit zur ' weiteren 
Funktionsausübung gehabt hätte. 

(2) Für die Beurteilung des Anspruches sind die 
Bestimmungen der §§ 14Abs. 2 bis 4, 17, 18 Abs. 2 bis 
5 und 19 des Pensionsgesetzes 1965 sinngemäß 
heranzuziehen. 

§ 2,7. (1) Für die Ermittlung des WitWen- und 
WitwerverSorgungsbezuges . gilt ' als 
Berccbnungsgrundla.ge für den überlebenden ' Ehegatten 
§ 15 Abs. 2 . bis 5 des Pensiorisgesetzes 1965 mit der 

. Mlillgabe, :daß an die Slelle , des Ausdruckes 'Sterbetag 
deS nbimten' der Ausdruck 'Sterbetag des obersten 

. ' . Organs' tritt . . 
(2) Als Berechnungsgruitdlage eines Bezuges na�h 

' einem verstorbenen obersten Organ, die der Ermittlung 
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des Witwen(Witwer )versorgungsbezugcs des 
überlebenden Ehegatten zugrunde zu legen ist, gilt der 
Bezug nach § 19 Abs. 2. 

(3) Das Ausmaß des Witwen..., oder 
Witwerversorgungsbezuges ergibt sich auS einem 
Hundertsatz des Ruhebezuges, auf den das oberste 
Organ Anspruch gehabt hat oder im Fall der mit Ablauf 
dieses Tages eingetretenen Unfähigkeit zur weiteren 
Funktionsausübung gehabt hätte. 

(4) Als Ruhebezug nach Abs. 1 gilt der Ruhebezug, 
der der ruhebezugsfähigen Gesamtzeit des obersten 
Organs und dem Bezug gemäß § 4 entspricht. 

(5) Zur Ermittlung des Hundertsatzes ist vorerst die 
Berechnungsgrundlage für den überlebenden Ehegatten 
durch die Berechnungsgrundlage gemäß Abs. 2 zu 
teilen. Diese Zahl ist autdrei Dezimalstellen zu runden 
und mit dem Faktor 24 zu vervielfachen. 

(6) Der Hundertsatz des 
Witwen{Witwer)versorgungsbezuges ergibt sich ·sodann 
aus der Verminderung der Zahl 76 um die gemäß Abs. 
5 ermittelte Zahl. Er beträgt jedoch mindestens 40 und 
höchstens 60. 

(7) Kommen mehrere Berechnungsgrundlagen in 
Betracht, ist die Summe dieser Berechnungsgrundlagen 
für die Ermittlung nach Abs. 5 heranzuziehen. 

(8) Der WaisenversorgungSgemiß beträgt 
1 .  für jede Halbwaise 24%, 

. 

2. für jede Vollwaise 36% 
des Ruhebezuges, der . . 

der ruhegenußfähigen 
Gesamtzeit des obersten Organs und dem Bezug nach § 
4 entspricht. 

(9) Die Bestimmungen der §§ 11 ,  13, 16 Abs. 1, 21, 
23, 28, 32 bis 40, 41  Abs. 1 bis 3 und 42 bis 45 des 
Pensionsgesetzes 1965 sind· sinngemäß anzuwenden. 

(10) Auf die Versorgungsbeziige des überlebenden 
Ehegatten und der Waisen ist § 22 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß bei der im § 22 vorgesehenen 
Vergleichsbercclmung jener Hundertsatz des Bezuges 
nach § 19 Abs. 2 zugrunde zu legen ist, der dem 
Hundertsatz des nach Abs. 1 bemessenen 
Versorgungsbezuges entspricht 

§ 28. (1) Auf die in diesem Artikel geregelte 
Versorgung sind die §§ 1 1 , 13, 16 Abs. I ,  20, Abs . 2 
und 5 bis 6, 21 ,  23, 27, 28, 32 bis 40, 41 Abs. 1 bis 3, 
42 bis 45 und 63 Abs. 4 des Pensionsgesetzes 1965 
sinngemäß anzuwenden. . . 

(2) Die sumgemäße Anwendung des in Abs. 1 
angeführten § 20 Alls. 2 des Pensionsgesetzes 1965 hat 
mit der Maßgabe zu erfolgen. daß das Erfordernis des 
Vorlicgens einer Mindestdauer der Funktionsausübung 
zu entfallen hat. Die sinngemäße Anwendung des § 43 

Abs. 2 des Perisionsgesetzes 1965 hat mit der Maßgabe 
zu erfolgen, ·  daß . die BemeSsungsgrundlage des 
Todesfallbeitrages dei nach den Bestimmungen des § 
22 auszuzahlende Ruhegenuß zu bilden hat. 

' 

§ 29. Die Bestimmungeri über die FestSetzung, die 
Höhe und die Entrichtung des Pensionssicherungsbei­
trages gemäß den §§ 13 a bis 13 d des Pensionsgesetzes 
1965, sind mit folgenden Maßgabeo anzuwenden: 

1. An die Stelle des Ausdrucks 'monatlich 
wiederkehrende Geldleistungen . nach diesem 
Bundesgesetz' tritt der Ausdruck 'monatlich 
wiederkehrende Geldleistungen nach den Art. IV und V 
dieses Bundesgesetzes.' 

2. An die Stelle des Ausdrucks 'der Beamte des 
Ruhestandes und der ehemalige Beamte des 
Ruhestandes' tritt der Ausdruck 'Bezieher von Ruhe­
und VersorgungsgenüsSen nach diesem Bundesgesetz'. 

Artikel YI 

§ 30. (l) Dieses BundeSgesetz tritt am 1. Juli 1972 in 
Kraft. In diesem Zeitpunkt treten die . Bundesgesetze 
vom 29 Feber 1956, BOBl. Nt. 57, über die Bezüge der 
Mitglieder des Nationalrates und des Bundesrates, 
bestimmter oberster Organe der VolJziehung und des 
Präsidenten des . Rechnungshof� und vom 15. 
Dezember 1961, BGB!; Nt. 57, über die Bezüge der 
Mitglieder des Nationalrates und BundesrateS, ' 
bestimmter obemter Organe der Vollziehung und des 
Präsidenten .. des Rechnungshofes . abgeändert und 
ergänzt wird, außer Kraft. 

(2) Es trelen in Kraft: 
1. Die §§ 44 a. 4S a und 45 b in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBt Nr. 334/1993 mit 1. Juli 
1993, 

2. die §§ 29 bis 29b, § 34 Abs. 3. § .  43 und § 49 b in 
der Fassung ' des BundeSgesetzes BGBI. Nr. 
33/1993 min. Jänner 1995. 

(3) § 19 a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 16/1994 tritt mit 1. Jänner 1994 in Kraft. 

(4) Es treten in Kraft: 
Die §§ 1 bis · 39 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGEl. Nr. XXX/19XX mit Beginn der XIX. 
GeselZgebungsperiode des Natiönalrates. 

(5) (Verfassungsbestimmul1Ig) Dieses Bundesgesetz 
ist mit . Beginn der XIX . . Gesetzgebungsperiode des 
Nationalrates hinsiChtlich der Bestimmungen über den 
AklivbezUg auf alle Milglieder des Nationalrates und 
des · Bundesriltes . anZuwenden. HjnsichtIi�h der 
Ruhebezüge bestehen die Anspruche der Mitglieder des 
Natiomurates und des Bundesrates, die vor Inkrafttreten 
dieses . • . Bundesgesetzes �ereits ruhegenußfähige 
Anspruche erworben haben, weiterhin in jenem 

. Ausm'aß wie sie vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
bestanden haben. 
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(6) (VerfasslJ!ng5�timrnung) Den Mitgliedern des 
Nationalrates und des Bundesrates, die bereits vor der 
XIX. Gesetzgebungsperiode des Nationalrates 
mindestens ein Jahr, Mitglieder des Nationalrates oder 
des Bundesrates waren, und die noch keine Ansprüche 
auf Ruhebezug gemäß § 24 Beziigegesetz i.d.F. des 
Bundcsgesetzes BOBl. Nr. 665/1 994 cIWorben haben, 
gebührt mit der Vollendung des 55. Lebensjahres ein 
Ruhebezug, sofem ihre Gesamtdienstzeit gemäß § 25 
Bezügegesetz i .d.F. des" Bundesgesetzes BGBI. Nr. 
665/1994) nach ihrem Ausscheiden aus dem Nationalrat 

" oder Bundesrat 10 Jahre beträgt. Für jedes ganze Jahr, 
das das Mitglied des Nationalrates oder des Bundesrates 
vor Beginn der XIX Gesetzgebungsperiode des 
Nationalrates sein Mandat ausgeübt hat, gebühren ihm 6 
v.H. des Bezuges nach § 25 Abs. 1 Bezügegesetz i.d.F. 
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 665/1994. 

(7) (Verfassungsbestimmllmg) Die Bestimmungen 
der Abs. 5 und 6 sind für die Berechnung deli' 
Versorgungsbeziige der Hinterbliebenen eines 
Mitgliedes, des Nationalrates oder des Bundesrates 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 31. Soweit in diesem Bundesgesetz auf , 
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, , 
sind ' diese - soweit nicht ausdrücklich anderes 
angeordnet wird ,- in ihrer jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden. 

§ 32. Vero�dmmgen ' auf Grund dieses 
Bundesgesetzes und seiner Novellen können ab dem 
Tage der Kundmaclumg dieses Bundesgesetzes oder der 
betreffenden Novene '. erlassen werden. Die 

, Verordnungen dünen frühestens mit dem Tag in Kraft 
gesetzt ' werden, mit. dem die betreffende 
Vcrordnungsennächtig!mg in Kraft tritt. 

§ 33. Für die in § 1 genannten obersten Organe sind 
die ab dem ' Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
gebührenden Bezüge auf Grund der Bestim·mungen der 
§§ 3 bis 7 neu festzusetzen. 

§ 34. (1) Den in den §§ 24 Abs. 1 , 34 Abs. 1 und 35 
Abs, 1 Bezügege<>etz, BGB!. NT. 273/1972 idF des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 665/1994, genanlllten 
Personen ' und deren Hinterbliebenen, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretcns' dieses l;ltindesgesctzes Anspruch auf 
Laufende Zuwendungen ' oder (Ruhe-(Versorgungs­
)bezüge nach den bisherigen Bestimmungen gehabt 
haben, gebühren Ruhe-(Versorgungs-)bezüge nach 
den Bestimmungen des Abschnitt 11 dieses 
Bundesgesetzes idF des Bundesgesetzes BGBl. Nt. 
665/1994. Für diese Personen gilt folgende 
Bestimmung: 

' " 
Die Ruhebezüge gebühren auch vor Vollendung des 

55. Lcbensjahre�. 

(2) Für die in § 35 Abs. 1 Bezügegesetz, BGBt Nr. 
273/1972 idF des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 665/1994, 

umschriebenen Personen und deren Hinterbliebene 
gelten darüber hinaus folgende Bestimmungen: 

Für die Begrundung des Anspruches gelten die 
bisherigen ' Bestimmungen. Der für die Bemessung des 
Ruhebezuges maßgebende Hundertsatz ist unter 
Zugrundelegung der der bisherigen , Ermittlung 
zugrunde gelegten Funktionsdauer (Dauer der 
Amtswirksamkeit) unter Berücksichtigung der 
Bestimmungen des § 35 Abs. 3 bis 6 nach § 37 
Bezügegesetz, BGB!. Nr. 273/1972 idF des 
Bundesgesetzes BGB!. Nr. 665/1994 neu zu berechnen. 
Ist der auf diese Weise ermittelte Hundertsatz niedriger 
als der Hundertsatz, der nach den bisherigen 
Bestimmungen maßgebend gewesen ist, so ist dieser 
Hundertsatz weiterhin für die Bemessung des, 
Ruhebezuges maßgebend. 

§ 35. (1) Ehemaligen obersten Organen im Sinne der 
§§ , 24 Abs. 1 und 35 Abs. 1 Bezügegesetz, BGBl. Nr. 
273/1972 idF des Bundesgesetzes BGB!. NI'. 665/1994,' 
die nach den ' bisherigen Vorschriften keinen Anspruch ' 
auf Ruhebeziige gehabt haben, gebühren bei Erfüllung 
der Voraussetzungen auf Antrag Ruhebezüge nach 'den ' 
Bestimmungen der Artikel IV . und VI Bezügegesetz, 
BGBt Nr • .273/1972 idF des Bundesgesetzes BQBl. Nr. 
665/1994, Für diese obersten Organe gelten aber 
folgende Bestimmungen: 

. 

1 ., Die Ruhebezüge gebühren frühesteRS ab '  dem 
'Zeitpunkt 'des " Inkrafttretens dieses 
BundeSgesetzes. wenn der Antrag binnen sechS 
Monaten nach ' dem Inkrafttreten gestellt wird. In 
aUen übrigen Fällen gebührt der Ruhebezug 
frühestens von dem der Einbringung des Antrages 
folgenden Monatsersten an. " 

2. Mit der Erlangung des Anspruches auf Ruhebezug 
erlischt ein außerordentlicher , VersorgUJigsgenuß. 
Die nach diesem Zeitpunkt allenfalls noch 
ausgezahlten außerordentlicl1en 
Versorgungsgenüsse sind auf die nach den 
Bestimmungen der · Artikel IV Und VI 
Bezügegesetz, BdBJ. Nr� 273/1972 idF des 
BundesgesetZes BGB!. Nr. 665/1994, 
gebührenden Ruhebezüge anzurechnen. , 

(2) Auf ' die Hinterbliebenen von obersten Organen 
sind die Bestimmungen des Abs. 1 sinngemäß 
anzuwenden. ' 

§ 36. Auf Ruhe..;. und Versorgungsbeziige nach 
diesem BundesgeSetz, die vor dem 1 .  Jänner 1990 
entstanden sind, ist § 38 in der bis Zum Ablauf des 31. 
AugUst 1990 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

, §  37; Auf Versorgungsbezüge für Hinterbliebene, die 
" sChon yor dem 1: '  Jänner 1995 � Anspruch , auf 
, Versorgullgsbezüge erworben haben, sind die am 31. 

Dezember ' 1994 geltenden 'Bestimmungen über ' die 
Versorgungsbeziige weiterhin und § 62 a Abs . .2 des 
Pensionsgesetzes 1965 anzuwenden. 
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• 

§ 38. (Verfassungsbestimmung) Soweit sich die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes auf Mitglieder 
des Nationalrates, des Bundesrates und der 
Volksanwaltschaft sowie auf den Präsidenten und den 
Vizcprasidenten · des Rechnungshofes beziehen, 
obliegen die zu treffenden Maßnahmen dem 
Präsidenten des Nationalrates. Auf das Verfahren ist das 
AJIgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1950, BGBI. 
Nr. 172, anzuwenden. 

§ 39. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, 
soweit sie nicht gemäß § 38 dem Präsidenten des 
Nationalrates obliegt, die Bundesregierung betraut Die 
Vorbereitung der nach diesem Bundesgesetz der 
Bundesregierung zukommenden Akte obliegt dem 
Bundeskanzler. 
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